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A n t w o r t

des Ministeriums für Familie, Frauen, Jugend, Integration und
Verbraucherschutz

auf die Große Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 17/3237 –

Miteinander leben in Freiheit und mit Respekt – Antidiskriminierungs-
und Vielfaltspolitik in Rheinland-Pfalz

Die Große Anfrage 17/3237 vom 7. Juni 2017 hat folgenden Wortlaut:

Zahlreiche Menschen in unserer Gesellschaft sind von Diskriminierungen betroffen. Diskrimi-
nierung meint die Benachteiligung oder Ungleichbehandlung von einzelnen Menschen oder
Gruppen aufgrund einzelner – tatsächlicher oder vermeintlicher – gruppenspezifischer Merkmale.
Menschen sind in vielfältigen Situationen Diskriminierungen ausgesetzt, vom Arbeitsleben über
die Freizeit, bei der Wohnungssuche oder in der Schule.

Es ist uns ein zentrales politisches Anliegen, Diskriminierungen im Arbeits- und Alltagsleben
aufgrund der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, auf-
grund einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität und aufgrund des Bildungs-
grades oder des Einkommens konsequent und von Anfang an entgegenzutreten. Wir sehen Viel-
falt als Chance. Wir wollen allen Menschen in ihrer Verschiedenheit mit Wertschätzung begeg-
nen und Rahmenbedingungen schaffen, die es ihnen erlauben, ihre individuellen Talente ein-
zubringen und ihr Leben nach ihren eigenen Maßstäben zu gestalten. Wir wollen in Freiheit
miteinander leben und einander mit Respekt begegnen.

Im Koalitionsvertrag der Landesregierung ist festgehalten: „Wir setzen uns dafür ein, dass alle
Menschen in Rheinland-Pfalz selbstbestimmt und diskriminierungsfrei leben können, unab-
hängig von Geschlecht, Alter, sexueller Identität, Herkunft, Beeinträchtigung oder religiöser und
weltanschaulicher Überzeugung.“

Hier ist in den vergangenen Jahren bereits vieles geschehen: Der Koalitionsvertrag der voran-
gegangenen Landesregierung hatte die Einrichtung einer Antidiskriminierungsstelle des Landes
Rheinland-Pfalz vorgesehen, die zum 1. Januar 2012 eingerichtet wurde. Sie arbeitet auf der
Grundlage des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), das wiederum europäisches
Recht in nationales umsetzt. Das Land hat in der vergangenen Legislaturperiode eine umfassen-
de „Strategie für Vielfalt“ entwickelt, die als ressortübergreifende Bestandsaufnahme die Grund-
lage für die weitere Arbeit bildet. Im Koalitionsvertrag ist festgehalten, dass die Landesantidiskri -
minierungsstelle weiterentwickelt und ausgebaut werden soll und die Einführung eines Anti-
dis kriminierungsgesetzes des Landes geprüft werden soll. Für das Merkmal Behinderung soll zu-
dem das Landesbehindertengleichstellungsgesetz novelliert werden.

Diskriminierungen schwächen den gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land und ver-
schenken Chancen – für die einzelnen Menschen wie für die Gesellschaft insgesamt. Die nega-
tiven Folgen von Ausgrenzung und Benachteiligung sind nicht nur aus menschenrechtlicher
Perspektive nicht hinnehmbar, sondern verursachen auch hohe soziale und ökonomische Schä-
den. Wer Diskriminierungen erleidet, hat häufig mit psychischen und physischen Folgen zu
kämpfen, die sowohl auf das Arbeits- wie das Familienleben negativ wirken. Andererseits haben
große Unternehmen gezeigt, dass sich durch „managing diversity“ auch der wirtschaftliche Er-
folg steigern lässt, indem man Vielfalt innerhalb der Mitarbeiterschaft wertschätzt und die Ver-
schiedenheit der Talente ausschöpft und berücksichtigt. Wir wollen eine offene Gesellschaft sein,
die Diskriminierungen entschieden entgegentritt und für die Akzeptanz von Vielfalt eintritt. 

Wir wenden uns gegen jede Form von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit: Darunter wer-
den abwertende und ausgrenzende Haltungen gegenüber Menschen aufgrund ihrer Zugehörig-
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keit zu einer sozialen Gruppe in Verbindung mit einer Ideologie der Ungleichwertigkeit ver-
standen. Zu den Elementen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zählen Rassismus, Frem-
denfeindlichkeit, Antisemitismus, Homophobie, die Abwertung von Obdachlosen, die Ab-
wertung von Behinderten, Islamfeindlichkeit und Sexismus. 

In der Analyse von Benachteiligungen ist zwischen unmittelbarer und mittelbarer Diskrimi-
nierung zu unterscheiden: Unmittelbare Diskriminierungen gehen mit einer schlechteren
Behandlung einer bestimmten Person aufgrund eines spezifischen Merkmals im Unterschied zu
anderen Vergleichspersonen einher. Dahingegen wird unter einer mittelbaren Diskriminierung
die Anwendung von für alle gleichen Regeln verstanden, die sich für bestimmte Gruppen oder
einzelne Gruppenmitglieder jedoch strukturell benachteiligend auswirkt. Grundsätzlich ist, be-
zogen auf das Vorliegen von Diskriminierung, nicht die Intention des oder der Diskriminie-
renden entscheidend, sondern ob im Ergebnis eine Benachteiligung entsteht.

Verfolgt man in der Antidiskriminierungsarbeit einen Ansatz, der alle Diskriminierungskatego -
rien gleichermaßen und ohne eine Hierarchisierung schützt und sich gegen Benachteiligung
wendet, so spricht man von einem horizontalen Ansatz. 

Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik gehören unbedingt zusammen: Mit ersterer gilt es,
bestehenden Diskriminierungen entschieden entgegenzutreten, mit letzterer proaktiv eine
politische Kultur und Wirklichkeit zu etablieren, die gesellschaftliche Vielfalt wertschätzt.

I. Allgemeine Grundlagen der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik des Landes
Rheinland-Pfalz

1. Welche Grundsätze vertritt die Landesregierung in der Antidiskriminierungspolitik?

2. Welche Grundsätze vertritt die Landesregierung in der Vielfaltspolitik?

3. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit der Antidiskriminierungspolitik? 

4. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit der Vielfaltspolitik? 

II. Maßnahmen zu Prävention und Intervention

5. Welche Programme und Maßnahmen werden in den Ressorts der Landesregierung zur
Bekämpfung der Diskriminierung und zur Förderung der Vielfalt in Rheinland-Pfalz der-
zeit durchgeführt? 

6. Welche dieser Programme und Maßnahmen gelten einzelnen Benachteiligungsgründen
nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz? 

7. Welche dieser Programme und Maßnahmen gelten mehreren der Benachteiligungsgründe
nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz? 

8. Wie wird sichergestellt, dass die einzelnen Programme und Maßnahmen widerspruchsfrei
miteinander verknüpft werden?

III. Landesantidiskriminierungsstelle

9. Wie setzt die Landesregierung die Bündelungsfunktion der Antidiskriminierungsstelle zwi-
schen den Ressorts um?

10. Durch welche konkreten Schritte setzt die Antidiskriminierungsstelle den Auftrag aus dem
Koalitionsvertrag um?

11. Wie stellt sich die Zusammenarbeit mit den Antidiskriminierungsverbänden dar und wel-
che Ergebnisse konnten bislang erreicht werden?

12. Gibt es Formen der Zusammenarbeit der Antidiskriminierungsstelle mit anderen Bundes-
ländern und mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und wenn ja, welche und mit
welchen Zielen?

13. Wie hoch sind die Fallzahlen der Beschwerdefälle, die seit Gründung der Antidiskriminie-
rungsstelle an diese herangetragen wurden (aufgeschlüsselt nach Merkmalen)?

14. Was unternimmt die Antidiskriminierungsstelle, wenn sich Menschen an sie wenden, die
von Diskriminierung betroffen sind?

15. Gibt es ein einheitliches System zur Erfassung und Dokumentation von Diskriminie-
rungsfällen? Wenn ja, wie werden die Beschwerdedaten erfasst?

16. Welche Formen der Aufklärungs- und Informationsarbeit sowie der Öffentlichkeitsarbeit
betreibt die Antidiskriminierungsstelle?
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IV. Zu den verschiedenen Diskriminierungsmerkmalen

17. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, welche Formen der Diskriminie-
rung gehäuft auftreten
a) beim Merkmal Alter (jung/alt)?
b) beim Merkmal Geschlecht?
c) beim Merkmal Behinderung?
d) beim Merkmal sexueller Identität?
e) beim Merkmal ethnischer Herkunft?
f) beim Merkmal der Religion und Weltanschauung?
g) beim Merkmal der sozialen Herkunft?

18. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zum Vorliegen von Mehrfachdiskriminie-
rungen vor (z. B. jung und weiblich/alt und mit Behinderung)?

V. Zur Dokumentation und Erfassung

19. Auf welche Weise werden mögliche Diskriminierungstatbestände im strafrechtlichen Er-
mittlungsverfahren dokumentiert?

20. In welcher Form werden Diskriminierungstatbestände in der Polizeilichen Kriminalstatistik
erfasst?

21. Gibt es eine Erfassung von Gerichtsverfahren mit AGG-Bezug? Wenn ja, wo?

22. Sind dem Bürgerbeauftragten Fälle von Diskriminierung aufgezeigt worden und wenn ja,
welche und wie viele?

23. Sind dem Petitionsausschuss des Landtags Fälle von Diskriminierung aufgezeigt worden
und wenn ja, welche und wie viele?

VI. Ausblick

24. In welchen Bereichen äußert sich Diskriminierung am meisten? 

25. Wie beurteilt die Landesregierung die antidiskriminierende Wirkung von positiven Maß-
nahmen in Ergänzung zum individual-rechtlichen Vorgehen gegen Diskriminierungen?

26. Welche Möglichkeiten der Nachsorge stehen Opfern von Diskriminierungen zur Ver-
fügung?

27. In welchen Bereichen entspricht das Wirken der Landesregierung den im Bericht der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes zu „Diskriminierungen im Bildungsbereich und im
Arbeitsleben“ enthaltenen Handlungsempfehlungen? 

28. In welchen Bereichen sieht die Landesregierung zur Verhinderung und Bekämpfung von
Diskriminierung weitere gesetzliche Regelungsmöglichkeiten oder mögliche Regelungs-
lücken auf Landes- oder Bundesebene? 

29. Welche Perspektiven und Vorteile sieht die Landesregierung in der Einführung eines Anti -
diskriminierungsgesetzes des Landes?

30. Wie ist der Sachstand zum geplanten Landesinklusionsgesetz und wie kann der Schutz und
die Verhinderung von Diskriminierung aufgrund des Merkmals Behinderung damit gestärkt
werden?
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Das Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz hat die Große Anfrage namens der Landes -
regierung – Zuleitungsschreiben des Chefs der Staatskanzlei vom 4. August 2017 – wie folgt beantwortet:

I. Allgemeine Grundlagen der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik des Landes Rheinland-Pfalz

1. Welche Grundsätze vertritt die Landesregierung in der Antidiskriminierungspolitik? 

In der Antidiskriminierungspolitik geht es vor allem darum, Ungleichbehandlung, Ausgrenzung und Benachteiligung – zusammen -
gefasst als Diskriminierung – entgegenzutreten, weil sie Menschen in der Ausübung ihrer Rechte verletzen. 

Antidiskriminierungspolitik steht dabei auf dem Fundament der Menschenrechte, die durch die entsprechenden Konventionen der
Vereinten Nationen, EU-Richtlinien und nationale Rechtsetzungen sowie verbindliche Verträge gesichert sind. Menschenrechte
sind unveräußerlich und sie stehen jedem Menschen ohne Unterschied zu. 

Aus dieser rechtlichen Verpflichtung folgt, dass es keine Rangfolge der allgemeinen und merkmalsbezogenen Menschenrechte gibt.
Sie haben alle die gleiche Bedeutung, unabhängig davon, ob sie die Gleichheit der ethnischen Herkunft, der Geschlechter, der
Religion oder Weltanschauung, der Menschen mit Behinderungen, des Alters sowie der sexuellen und geschlechtlichen Identität
formulieren. 
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Auf diese Gleichwertigkeit der Rechte bezieht sich der sogenannte horizontale Ansatz der Antidiskriminierungspolitik, der
sich auch in Artikel 3 Abs. 3 Grundgesetz findet und ebenso in den Europäischen Richtlinien, die im August 2006 mit der Verab-
schiedung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) in Deutschland in nationales Recht umgesetzt wurden. 

Der Gleichheitsgrundsatz aus diesen Rechtsquellen legt damit verbindlich fest, dass jeder Mensch, gleich welche persönlichen
 Eigenschaften er besitzt, einen Anspruch auf Gleichheit vor dem Gesetz und auf Nichtdiskriminierung in Recht und Gesellschaft
besitzt. Dies fließt unmittelbar in die Antidiskriminierungspolitik in Rheinland-Pfalz ein. Daraus folgt, dass Antidiskriminie-
rungspolitik vom Grundsatz her keine Minderheitenpolitik ist, sondern die Rechte aller Menschen schützen und durchsetzen will,
unabhängig davon, ob sie zu einer Minderheit oder zur Mehrheit gehören. Das Recht auf Nichtdiskriminierung steht nicht nur
Angehörigen von sichtbaren oder weniger sichtbaren Minderheiten zu, sondern allen Menschen. 

Die rheinland-pfälzische Antidiskriminierungspolitik berücksichtigt dabei jedoch, dass es Personen oder Gruppen gibt, die ein be-
sonderes oder erhöhtes Risiko tragen, Diskriminierung zu erfahren. 

Menschenrechte sind zunächst als Schutzrechte gegenüber dem Staat konzipiert. Der Staat und seine Institutionen haben den Auf-
trag und die Pflicht, diese Rechte durchzusetzen und zu schützen. Die staatliche Verpflichtung erstreckt sich dabei auch auf die
Bereiche, in denen er das Verhältnis zwischen Bürgerinnen und Bürgern oder zwischen zivilgesellschaftlichen Institutionen und
Bürgerinnen und Bürgern regeln bzw. gestalten kann, damit Menschen tatsächlich in die Lage versetzt werden, ihre Rechte auch
leben und nutzen zu können. Dabei stehen Einzelpersonen wie Personengruppen gleichermaßen im Blick. Sie und ihre Interes-
sengruppen bei der Umsetzung der Antidiskriminierungspolitik einzubeziehen, ist ein wesentlicher Grundsatz der Antidiskrimi-
nierungspolitik. Schließlich geht es darum, unmissverständlich deutlich zu machen, dass die Menschenrechte und die Gefahr ihrer
Verletzung jeden einzelnen Bürger und jede einzelne Bürgerin angehen. Daraus folgt der Grundsatz, vor allem über die Men-
schenrechte und auch das Recht auf Nichtdiskriminierung und über den Schutz vor Diskriminierung zu informieren, aufzuklären
und, wo nötig, zu beraten.

2. Welche Grundsätze vertritt die Landesregierung in der Vielfaltspolitik? 

Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik sind zwei untrennbar miteinander verbundene Elemente einer erfolgreichen Menschen -
rechtsarbeit. 

Vielfaltspolitik wendet sich dem einfachen und selbstverständlichen Umstand zu, dass die Menschenrechte ein Versprechen be-
deuten. Es ist das Versprechen, dass jeder einzelne Mensch im Rahmen der Rechtsordnung so sein kann, wie er ist – und nicht wie
er nach etwaigen Vorstellungen oder Erwartungen einzelner Personen oder Gruppen sein soll. Der Staat hat dieses Versprechen
einzulösen. Das ist der Kern der Menschenwürde in der Demokratie. Unterschiedliche Talente und Fähigkeiten der Menschen
dabei nicht nur anzuerkennen, sondern sie aktiv zu fördern, sie aufzugreifen, sichtbar zu machen und für die Verbesserung der Le-
bensbedingungen einzubringen, darum geht es in der  Vielfaltspolitik. Dabei sollen die verschiedenen Eigenschaften, die jeden Men-
schen ausmachen, nicht gegeneinander ausgespielt werden. Sie sind alle gleich wichtig. Mit diesem Ansatz der Gleichwertigkeit und
des Verzichts auf eine Rangfolge verpflichtet sich die Vielfaltspolitik zugleich, dass Verbesserungen für die eine Gruppe nicht zu
Nachteilen für eine andere führen werden. Das ist nur zu erreichen, wenn die Planungen und die praktische Umsetzung politischer
Programme für einzelne Zielgruppen koordiniert und abgestimmt werden. Zugleich gilt, dass dies nicht über die Köpfe der
Menschen – der Zivilgesellschaft – hinweg geschieht, sondern dass sie durch Beteiligung und Einbeziehung mitgestalten können.

Diese Grundsätze hat die Landesregierung mit der Verabschiedung der „Strategie Vielfalt der Landesregierung“ im April 2015 fest-
gelegt. Dadurch ist es bundesweit erstmalig gelungen, die bereits beschrittenen Wege miteinander zu verknüpfen. Das gilt für die
Stärkung der Integration und der interkulturellen Öffnung, die Verbesserung der Geschlechtergleichstellung, die Durchsetzung und
Sicherung der Religionsfreiheit und der Weltanschauungsfreiheit, die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen, die Ver-
besserung der Teilhabe- und Mitgestaltungsmöglichkeiten aller Altersgruppen und die Gleichstellung unabhängig von der sexuel-
len und geschlechtlichen Identität. Dem Ansatz der Gleichrangigkeit und Eigenständigkeit der verschiedenen Strategien und Merk-
male wird dabei ebenso Rechnung getragen wie dem Erfordernis, die wechselseitige Abhängigkeit zu berücksichtigen.

Die Vielfalts- und Antidiskriminierungspolitik ist deshalb für die Landesregierung ein Thema mit vielen unterschiedlichen
Anknüpfungspunkten. Erfolgreiche Inklusion und interkulturelle Öffnung hängen ab von der positiven politischen Gestaltung von
Rahmenbedingungen z. B. in den Bereichen Bildung, Soziales, Gesundheit, Wohnungsbau, Stadtentwicklung, Wirtschaft und
Arbeitsmarkt. Der Schutz und die Sicherung von Menschenrechten im Kontext der Demokratieerziehung und der Antidiskrimi-
nierungsarbeit, die Stärkung der Selbstorganisationen aus den sechs Bereichen der vom Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ge-
schützten persönlichen Eigenschaften und die Erweiterung von Teilhabemöglichkeiten leisten wichtige Beiträge für die Identifi-
kation der Bürgerinnen und Bürger mit dem Gemeinwesen und dem politischen System. Nicht zuletzt zwingt der demografische
Wandel zum Umdenken und erfordert neue Konzepte im Kontext von Fachkräftesicherung und sozialer Sicherung. Vielfalt, ihre
positive Gestaltung und die Bekämpfung von Diskriminierung – auch und gerade durch Prävention – sind für die Landesregierung
aber keine Einzelprojekte, sondern ein langfristiger und zusammengehörender Prozess. 

In der Strategie Vielfalt (Seite 4) heißt es: „Aber auch Menschen mit gleichen Eigenschaften sind keine homogene Gruppe: Sie
leben in einer Vielfalt der Lebensformen innerhalb und außerhalb von Familie mit individuellen Lebensentwürfen (z. B. urbanes
Leben, Dorfleben, Leben in Gemeinschaften oder altersgemischten Wohnprojekten) und gesellschaftlich-sozialen Lebenslagen.
Unterschiedlich sind auch die strukturellen Rahmenbedingungen zur Entwicklung, Nutzung und Erweiterung von kulturellen,
sozialen und ökonomischen Ressourcen und Chancen. Beim Umgang mit Vielfalt geht es in erster Linie um Akzeptanz auf
Augenhöhe, zumindest aber um Toleranz gegenüber anderen Lebensweisen (Dulden einer Minderheit durch die Mehrheit).“ 
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3. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit der Antidiskriminierungspolitik? 

4. Welche Ziele verfolgt die Landesregierung mit der Vielfaltspolitik?

Ausgangspunkt für eine erfolgreiche und zielorientierte Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik sind die zu den Fragen 1 und 2
ausgeführten Grundsätze der Landesregierung für dieses Politikfeld. Wegen der bereits dargestellten unverzichtbaren Verknüpfung
von Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik werden die Fragen 3 und 4 zusammen beantwortet:

Die Landesregierung möchte mit ihrer Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik das friedliche Miteinander fördern, es positiv ge-
stalten und dafür werben. Übergeordnetes Ziel der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik ist es, die Akzeptanz der Menschen
im Land gegenüber Unterschieden und gegenüber vielfältigen Lebensentwürfen zu fördern und zu verbessern. Akzeptanz gegen-
über Vielfalt ist eine Haltung, nach der Menschen es begrüßen und befürworten, wenn unterschiedliche Eigenschaften nicht als
Nachteile wahrgenommen, sondern als normale Gegebenheiten gelebt werden und wenn sie es zugleich ablehnen, jemanden auf-
grund einer persönlichen Eigenschaft auszugrenzen. Wo diese Haltung nicht erreicht werden kann, kann aber mindestens er-
wartet werden, dass Unterschiede im Rahmen der Rechtsordnung ohne Diskriminierung zu tolerieren sind. Denn Menschen, die
diskriminiert werden, fordern mit dem Recht auf individuelle Lebensgestaltung nicht mehr ein als für alle anderen gilt, sondern
lediglich den gleichen Anteil und das gleiche Recht auf Teilhabe und Gleichstellung.

In der „Strategie Vielfalt“ der Landesregierung wird dazu ausgeführt:

„Nach dem freiheitlichen Verständnis stehen Menschenwürde und die freie Entfaltung der Persönlichkeit – begrenzt durch die zwin-
gend notwendigen Erfordernisse der Gemeinschaft und der geltenden Rechtsordnung – im Mittelpunkt der Werteordnung. Das ist
in den Grundrechten, insbesondere in Artikel 1 Abs. 1 und Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz verankert. Wo die freie Entfaltung der
Persönlichkeit ihren Raum braucht, hat der Staat dafür Sorge zu tragen, dass das möglich ist. Daraus folgt aber auch: Wo die freie
Entfaltung der Persönlichkeit nicht toleriert wird und aus Intoleranz Diskriminierung wird, muss der Staat eingreifen“ (Strategie
Vielfalt, Seite 4 f.).

Die rheinland-pfälzische Landesregierung befördert dies insbesondere, indem sie aufklärt und für ein demokratisches Menschenbild
eintritt, ohne Lebensformen und Lebensentwürfe bewerten oder bestimmen zu wollen. Zugleich sieht es die Landesregierung als
Aufgabe, die eigenen Institutionen, Strukturen und Prozesse der Entscheidungsfindung auf ungewollte Barrieren oder Benach-
teiligungsrisiken zu überprüfen und diese abzubauen. Denn nicht nur individuelle, sondern auch strukturelle Diskriminierung
behindert oder verhindert die freie Entfaltung der Persönlichkeit und die positive Gestaltung von Vielfalt.

Die Ziele der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik hat die Landeregierung mit dem Ministerratsbeschluss zur Strategie Viel-
falt vom 14. April 2015 (Seite 7 ff.) für das staatliche Handeln wie folgt festgelegt:

„Leitsätze: 

– Wir wollen, dass sich die Menschen in Rheinland-Pfalz mit Akzeptanz begegnen und mit Unterschieden wertschätzend um-
gehen. 

– Wir setzen uns dafür ein, dass Vielfalt im Rahmen der verfassungsmäßigen Rechtsordnung diskriminierungsfrei gelebt werden
kann. 

– Wir berücksichtigen Vielfalt und sichern wirksamen Diskriminierungsschutz im Landesrecht und setzen uns hierfür auch auf
Bundesebene ein. Wir leisten Beiträge zum Schutz und zur Stärkung von Opfern der Diskriminierung. 

– Wir setzen unsere Vielfaltspolitik nach dem horizontalen und merkmalsübergreifenden Ansatz um. 
– Wir gestalten unsere Vielfaltspolitik mit den Menschen und nicht über ihre Köpfe hinweg. Wir wollen mehr Partizipation und

Teilhabe ermöglichen und greifen die Erfahrungen der Menschen in der positiven Gestaltung von Vielfalt auf. Dazu gehören
auch Partnerschaften und Projekte. 

– Wir sensibilisieren Schritt für Schritt alle Verwaltungseinheiten für die Erfordernisse und Möglichkeiten der Vielfaltspolitik und
legen die Beiträge zur Vielfaltstrategie fest. Wir implementieren Vielfalt in der Organisations- und der Personalentwicklung. 

– Wir berücksichtigen Vielfalt bei Gremienbesetzungen und in unserer Aufklärungs-, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit.“ 

Aus diesen Leitsätzen ergeben sich die folgenden Ziele, die als Beschreibungen des zu erreichenden Zustands formuliert sind: 

„Teilziele (allgemein): 

– Unterschiede werden im Umgang positiv gewürdigt und als Bereicherung verdeutlicht. 
– Rechtliche Instrumente zur Bekämpfung von Benachteiligung ohne rechtfertigenden Sachgrund sind den Anforderungen gemäß

der Lebenslagen angepasst (Vorschläge zur AGG-Reform) bzw. im Landesrecht, wo nötig, geschaffen. 
– Wirksame Hilfen und Unterstützung sind zum Schutz für diejenigen geschaffen, die in ihrem Recht zur individuellen Lebens-

entscheidung als Ausdruck von Vielfalt behindert oder diskriminiert werden. Tragfähige Strukturen zur Sicherung des Lebens
in Vielfalt sind geschaffen und nachhaltig gesichert (Netzwerke, Beratungsstrukturen, Maßnahmenförderung). 

– Tragfähige Beteiligungsprozesse sind geschaffen und entfalten Wirkung bei den betroffenen Personen und Gruppen und den
politisch Verantwortlichen (Beiräte, Politikberatung, institutionelle Förderung der NGOs). 

– Strukturen und Institutionen sind angepasst auf die Lebenswirklichkeit Vielfalt (interkulturelle Öffnung und Inklusion). 
– Wirksame Signale in die Öffentlichkeit machen deutlich und setzen es durch, dass Diskriminierung und die Verletzung der

Menschenrechte nicht geduldet werden (Kriminalitätsbekämpfung/Hasskriminalität, Öffentlichkeitsarbeit). 
– Vielfalt ist als ein ganzheitliches, gesellschaftliches Gestaltungskonzept selbstverständlich (Diversity Mainstreaming).“ 
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Spezifische Teilziele sind: 

– „Die Chancengleichheit der Geschlechter ist konsequent verwirklicht durch den gleichen Zugang zu Ressourcen und Positio-
nen. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist verbessert und tradierte Rollenbilder und Rollenzuweisungen sind über-
wunden. 

– Sexuelle Identität ist als schutzwürdiges Menschenrecht in der Verfassung aufgenommen (Verfassungsreform). 
– Religions- und Weltanschauungsfreiheit gelten für alle Menschen im Rahmen der Verfassung. Barrieren, die die gleichberech-

tigte Religionsausübung verhindern, sind abgebaut. Ein Vertrag zwischen dem Land Rheinland-Pfalz und islamischen Verbänden
ist unterschrieben. 

– Behinderung führt nicht mehr zum weitgehenden Ausschluss von der Teilhabe in der Gesellschaft, sondern steht mit einem
selbstbestimmten Leben in der Mitte der Gesellschaft im Einklang (Inklusion). 

– Jugend und Alter sind keine Ausschlusskriterien für gesellschaftliche, wirtschaftliche, soziale und politische Teilhabe oder Kri-
terien für berufliche Vor- oder Nachteile. 

– Migrationshintergrund und ethnische Zugehörigkeit fließen als bereicherndes Element in eine Willkommens- und Anerken-
nungskultur ein.“

Diese Ziele sollen in drei Handlungsfeldern erreicht werden (Seite 5 f.):

„1. Werben für die Akzeptanz von Vielfalt, z. B. durch 
2. Gewährleistung des Schutzes vor Diskriminierung durch Sanktionen und Teilhabe
3. Vorbildfunktion.“

II. Maßnahmen zu Prävention und Intervention

5. Welche Programme und Maßnahmen werden in den Ressorts der Landesregierung zur Bekämpfung der Diskriminierung und zur
Förderung der Vielfalt in Rheinland-Pfalz derzeit durchgeführt?

Maßnahmen der Landesregierung mit Bezug auf die Zielgruppen der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik sind in Anlage 1
zusammengetragen und nach Handlungsfeldern strukturiert. Mit Handlungsfeldern sind dabei die Tätigkeitsfelder gemeint, in
denen die Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik in die Praxis wirkt. Ergänzend wurden jene Projekte aufgeführt, die mithilfe
von Fördermitteln durch Dritte als Projektträger durchgeführt wurden. 

Daneben sind die Umsetzungsschritte zur Strategie Vielfalt in Anlage 2 beigefügt. 

Insgesamt setzen die Ressorts der Landesregierung und die nachgeordnete Behörden derzeit 259 Maßnahmen in den folgenden
Schwerpunkten um:

– Informations-, Aufklärungs-, Beratungs- und Öffentlichkeitsarbeit, Veranstaltungen, Beteiligung, Sensibilisierung: 136 Maß-
nahmen, die zum Teil mehrere Einzelaktivitäten umfassen.

– Personalentwicklung, Organisationsentwicklung, Ausbildung, Fortbildung, Weiterbildung: 78 Maßnahmen mit zusätzlichen
Teilaktivitäten.

– Selbstverpflichtungen, Zielvereinbarungen, Aktionspläne: insgesamt zwölf Maßnahmen.
– Modellversuche, Studien, Berichte, Analysen: insgesamt 20 Maßnahmen.
– Recht, Verträge, Rahmenvereinbarungen: insgesamt 13 Maßnahmen.

Weitere Informationen über die Maßnahmen im Einzelnen können der Anlage 1 entnommen werden.

6. Welche dieser Programme und Maßnahmen gelten einzelnen Benachteiligungsgründen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz? 

6

AGG-Merkmal
Anzahl der Programme und Maß-

nahmen der Landesregierung 
Förderprojekte in Durchführung

externer Projektträger

Ethnische Herkunft: 35 56

Geschlecht 19 8

Religion oder Weltanschauung 22 4

Behinderung 44 16

Lebensalter 25 13

Sexuelle Identität bzw. Geschlechtsidentität 23 5

Merkmalsübergreifend 91 26
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Beim Merkmal sexuelle Identität und Geschlechtsidentität kommen noch die insgesamt rund 160 Maßnahmen des Maßnahmen-
plans zum Landesaktionsplan „Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen“ hinzu, die hier nicht mit aufgeführt sind. Sie sind veröffent-
licht auf der Webseite https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/mifkjf/Vielfalt/ Massnahmenplan_final.pdf. Weitere Informationen über die
Maßnahmen im Einzelnen können der Anlage 1 entnommen werden.

7. Welche dieser Programme und Maßnahmen gelten mehreren der Benachteiligungsgründe nach dem Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz?

Mehreren oder allen Benachteiligungsgründen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz gelten insgesamt 91 Maßnahmen
der Landesregierung (siehe Anlage 1). Hinzu kommen Maßnahmen und Programme, die merkmalsübergreifend im Rahmen der
Umsetzung der Strategie Vielfalt in folgenden Bereichen durchgeführt wurden:

Handlungsfeld 1 „Werben für die Akzeptanz von Vielfalt“
a) Öffentlichkeitsarbeit: 43 Maßnahmen,
b) Personal- und Organisationsentwicklung: zwölf Maßnahmen;

Handlungsfeld 2 „Gewährleistung des Schutzes vor Diskriminierung durch Sanktionen und Teilhabe“
a) Organisationsentwicklung: 21 Maßnahmen,
b) Recht: zehn Maßnahmen,
c) Kooperationen: fünf Maßnahmen;

Handlungsfeld 3: „Ausübung der Vorbildfunktion“
a) Personal- und Organisationsentwicklung: 42 Maßnahmen,
b) Öffentlichkeitsarbeit: 16 Maßnahmen.

Insgesamt wurde die Strategie Vielfalt merkmalsübergreifend innerhalb von etwas mehr als zwei Jahren durch 149 Maßnahmen
umgesetzt. Sie zielen auf die Veränderung und Anpassung vorhandener Regelstrukturen und laufender Regelprozesse und nicht auf
Einzelprojekte. Ziel dieser Vorgehensweise ist, die Regelversorgung in einer Weise auf die vielfältigen Zielgruppen auszurichten,
dass keine unbeabsichtigten Benachteiligungen für einzelne Personengruppen entstehen, die eine Form der strukturellen oder
institutionellen Diskriminierung darstellen würden. Damit wird dem Prinzip des Diversity Mainstreaming Geltung verschafft. Es
geht nicht um ein Mehr, also die Quantität von Maßnahmen, sondern um die Qualität dessen, was in der Landespolitik und
Landesverwaltung unternommen wird, um die Lebensbedingungen der Menschen positiv zu gestalten.

Zusammen mit den 91 proaktiven allgemeinen Maßnahmen für die Zielgruppen ergeben sich insgesamt 240 merkmalsübergreifende
Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierung und zur positiven Gestaltung von Vielfalt. Einzelheiten zu den Maßnahmen
zur Umsetzung der Strategie Vielfalt der Landesregierung Rheinland-Pfalz können der Anlage 2 entnommen werden.

8. Wie wird sichergestellt, dass die einzelnen Programme und Maßnahmen widerspruchsfrei miteinander verknüpft werden?

Durch die Zusammenarbeit in der Interministeriellen Arbeitsgruppe Vielfalt, die den Auftrag hat, die Umsetzung der Antidiskri-
minierungs- und Vielfaltspolitik in den Ressorts zu steuern, erfolgt ein regelmäßiger Austausch und Sachstandsabgleich. Zuneh-
mend werden Maßnahmen auch ressortübergreifend konzipiert und umgesetzt. Die Ressorts kooperieren – wie bei einem Quer-
schnittshandlungsfeld erforderlich –  bedarfsbezogen von der Planung über die Vorbereitung und Durchführung bis hin zur Aus-
wertung von Maßnahmen der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik, da diese zunehmend verschiedene Zielgruppen in ver-
schiedenen Handlungsfeldern adressieren. 

Dem Ministerrat wird einmal pro Legislaturperiode über die Umsetzung der Strategie Vielfalt Bericht erstattet. Zu diesem Zweck
wird die Bestandsaufnahme der Programme und Maßnahmen aktualisiert. Die Ressorts sind mit jeweils eigenen Koordinatorinnen
und Koordinatoren in der Interministeriellen Arbeitsgruppe vertreten, die wiederum die Bündelung der Informationen innerhalb
ihrer Ministerien sicherstellen. Alle diesbezüglichen Informationen laufen bei der Landesantidiskriminierungsstelle in ihrer Koor-
dinierungsfunktion zusammen und werden für die Sitzungen der Interministeriellen Arbeitsgruppe aufbereitet und zur Verfügung
gestellt. 
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III. Landesantidiskriminierungsstelle

9. Wie setzt die Landesregierung die Bündelungsfunktion der Antidiskriminierungsstelle zwischen den Ressorts um?

Für die rheinland-pfälzische Landesregierung ist das Themenfeld „Vielfalt“ eine klassische Querschnittsaufgabe. Das Referat
Antidiskriminierung und Vielfalt“ (Landesantidiskriminierungsstelle) im Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und
Verbraucherschutz unterstützt, koordiniert und bündelt hierzu merkmalsübergreifend (horizontaler Ansatz) die Arbeit der je-
weiligen Fachreferate aller Ressorts der Landesregierung zu diesem Themenkomplex. Hierzu startete bereits am 15. Oktober 2012
die Arbeit der schon erwähnten „Interministeriellen Arbeitsgruppe Vielfalt“, die eine gemeinsame „Strategie Vielfalt der Landes-
regierung“ erarbeiten und mit konkreten Projekten und Maßnahmen unterlegen sollte. Die Landesantidiskriminierungsstelle
unterstützte und koordinierte den Abstimmungs- und Erarbeitungsprozess, sodass im April 2015 der Ministerrat die „Strategie Viel-
falt der Landesregierung Rheinland-Pfalz“ beschließen konnte. Diese enthält für alle Ressorts der Landesregierung die Kernelemente
einer gemeinsamen Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik. Gleichzeitig wurde mit dem Ministerratsbeschluss die Interminis -
terielle Arbeitsgruppe Vielfalt als Steuerungsgremium für die Weiterentwicklung und Umsetzung der „Strategie Vielfalt der Landes -
regierung Rheinland-Pfalz“ dauerhaft eingerichtet. Die hierfür erforderliche Koordinierungs- und Bündelungsfunktion obliegt der
Landesantidiskriminierungsstelle. 

10. Durch welche konkreten Schritte setzt die Antidiskriminierungsstelle den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag um?

Als einer der ersten Umsetzungsschritte der vorangegangenen Legislaturperiode hat die damalige rot-grüne Landesregierung An-
fang 2012 die Antidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz eingerichtet. Ziel des Referats  „Antidiskriminierung und Vielfalt“ im
heutigen Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz ist es seitdem, sowohl Diskriminierungen
aufgrund der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der
sexuellen Identität im Alltags- und Arbeitsleben konsequent entgegenzutreten und ihnen vorzubeugen, als auch für Vielfalt in der
rheinland-pfälzischen Gesellschaft zu werben. Dazu informiert die Antidiskriminierungsstelle, klärt auf und baut Vorbehalte ab,
damit Benachteiligungen gar nicht erst entstehen. Außerdem trägt sie dazu bei, dass Menschen, die diskriminiert werden, ihre Rech-
te kennen und sich zur Wehr setzen können. Deswegen arbeitet die Antidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz eng mit den
Antidiskriminierungsverbänden im Land zusammen und hilft beim Aufbau von Anlaufstellen vor Ort. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Bündelungs- und Koordinierungsfunktion innerhalb der Landesregierung. Mit Blick auf die Ver-
einbarungen des Koalitionsvertrags „Sozial gerecht – wirtschaftlich stark – ökologisch verantwortlich – Rheinland-Pfalz auf dem
Weg ins nächste Jahrzehnt“ (Kapitel 25, Vielfalt), bestehen für die Landesantidiskriminierungsstelle die folgenden Arbeitsschwer-
punkte:

– Strategie Vielfalt: Die Landesantidiskriminierungsstelle steuert die Umsetzung und Weiterentwicklung der „Strategie Vielfalt
der Landesregierung Rheinland-Pfalz“ in Kooperation mit der Interministeriellen Arbeitsgruppe Vielfalt. Dazu organisiert sie
eine Leitbildaktualisierung und berät und unterstützt die Ressorts bei der Entwicklung und Umsetzung ihrer eigenständigen
Beiträge. Sie trägt zugleich Sorge dafür, dass das „Netzwerk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz“ bei der Weiterentwicklung
der Strategie Vielfalt angemessen berücksichtigt wird, damit die Strategie auch in die Zivilgesellschaft hineinwirken kann.

– Rechtsentwicklung: Die Landesantidiskriminierungsstelle hat ein Rechtsgutachten zum landesgesetzlichen Diskriminierungs-
schutz in Auftrag gegeben, um den Prüfauftrag aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen. Ziel des Gutachtens ist eine Analyse der
aktuellen Rechtslage in Rheinland-Pfalz im Hinblick auf bereits vorhandene Regelungen zum Schutz vor Diskriminierung
wegen der im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz genannten Merkmale bei öffentlich-rechtlichem Handeln der Verwaltun-
gen inklusive der bereits bestehenden Sanktionsmöglichkeiten bei Diskriminierung. Aufbauend darauf soll ein Katalog der
gegebenenfalls bestehenden rechtlichen Lücken im Diskriminierungsschutz in der Regelungskompetenz des Landes – unter
Berücksichtigung der vier Antidiskriminierungsrichtlinien der EU – erarbeitet werden. 

– Information und Aufklärung: Weiterentwicklung der Informations-, Aufklärungs- und Sensibilisierungsarbeit im Themenfeld
Antidiskriminierung und Vielfalt (u. a. durch den neu aufgelegten Flyer der Landesantidiskriminierungsstelle, Ausbau und
Aktualisierung der eigenen Website, Vorträge, Informationsbroschüre für Jugendliche zum Themenfeld). 

– Beratung: Die Landesantidiskriminierungsstelle wird zur Anlaufstelle für potenzielle Diskriminierungsopfer weiterentwickelt
und leistet darüber hinaus auch Weiterleitungsberatung. Hierfür sollen über die Website des Ministeriums für Familie, Frauen,
Jugend, Integration und Verbraucherschutz verschiedene Zugangswege (Kontaktformular, Email, Telefon) bereitgestellt werden.
Darüber hinaus wird das Angebot schon jetzt über den aktualisierten Flyer der Landesantidiskriminierungsstelle beworben.

– Runder Tisch: Antidiskriminierung und Vielfalt: Die Landesantidiskriminierungsstelle koordiniert weiterhin Abstimmungs-
und Informationstreffen aller landesweiten staatlichen Beratungs- und Hilfsangebote. Mitglieder des Runden Tisches sind der
Bürgerbeauftragte des Landtags und Beauftragter für die Polizei, das Bürgerbüro der Staatskanzlei, der Beauftragte der Landes-
regierung für Migration und Integration, der Landesbeauftragte für die Belange der Menschen mit Behinderungen, die Beauf-
tragte der Landesregierung für gleichgeschlechtliche Lebensweisen und Geschlechtsidentität – Lesben, Schwule, Bisexuelle, Tran-
sidente und Intersexuelle, die Abteilung Frauen des Ministeriums für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucher-
schutz, die Leitstelle „Gut leben im Alter“ im Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie und die Opfer-
beratungsstelle bei rechtsextremistischen Übergriffen im Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung. Gemeinsam ent-
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wickeln die Mitglieder Informationen, damit den Bürgerinnen und Bürgern deutlich wird, welche Anlaufstellen es für welche
Anliegen gibt. Gleichzeitig soll durch eine verbesserte Vernetzung der am Runden Tisch Beteiligten vermieden werden, dass
eine Eingabe unwissentlich von mehreren Landeseinrichtungen gleichzeitig bearbeitet wird.

– Zusammenarbeit mit dem Netzwerk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz: die Landesantidiskriminierungsstelle setzt die
Kooperation mit dem Netzwerk und die Unterstützung des Netzwerkprozesses fort und bezieht es bei wichtigen Vorhaben
ein.

– Landesweite Vernetzung: Die Landesantidiskriminierungsstelle ist Mitglied in verschiedenen landesweiten Netzwerken. Hier
ist das „Kompetenznetzwerk Demokratie leben!“ ebenso zu nennen wie das Netzwerk „Diversitätsorientiertes Arbeiten im
Netzwerk (DivAN)“. In diesen Netzwerken bringt die Landesantidiskriminierungsstelle die Aspekte der Antidiskriminie-
rungs- und Vielfaltspolitik nach dem horizontalen und merkmalsübergreifenden Ansatz in die konzeptionelle Arbeit ein. Ziel
ist es unter anderem, die Aufmerksamkeit auf den Zusammenhang zu lenken, dass subjektive Diskriminierungserfahrungen
einen Einfluss auf das Gefühl der Zugehörigkeit, auf das Engagement und auf gesellschaftliche und soziale (Selbst-)Exklusion
haben können. 

11. Wie stellt sich die Zusammenarbeit mit den Antidiskriminierungsverbänden dar und welche Ergebnisse konnten bislang erreicht 
werden?

Das Netzwerk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz ist ein Zusammenschluss von überwiegend landesweit tätigen Verbänden
und Initiativen, die sich für die Interessen der Menschen für Gleichstellung bzw. Gleichbehandlung und gegen Diskriminierung
und Ausgrenzung engagieren. Im Juli 2012 hat sich das Netzwerk – nach über fünf Jahren der Vorbereitung und mit Unterstüt-
zung der damaligen Landesregierung (Workshops, Beratungsprozesse etc.) – gegründet und ein gemeinsames Leitbild unter-
zeichnet. Im Unterschied zu anderen Ländernetzwerken begann das rheinland-pfälzische Netzwerk seine Zusammenarbeit nach
der Gründung von Beginn an mit Mitgliedern aus allen sechs Merkmalsbereichen, die nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz geschützt sind. 

Die Mitglieder des Netzwerks diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz sind:

– die Arbeitsgemeinschaft der Beiräte für Migration und Integration (AGARP), 
– der Initiativausschuss für Migrationspolitik Rheinland-Pfalz, 
– die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Behinderter Rheinland-Pfalz, 
– der Landesfrauenbeirat Rheinland-Pfalz, 
– der Landesjugendring Rheinland-Pfalz, 
– der Landesverband der Jüdischen Gemeinden Rheinland-Pfalz, 
– die Landesseniorenvertretung Rheinland-Pfalz, 
– das Netzwerk Gleichstellung und Selbstbestimmung Rheinland-Pfalz,
– QueerNet Rheinland-Pfalz e. V., 
– der Verband Deutscher Sinti und Roma – Landesverband Rheinland-Pfalz, 
– das Zentrum für selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen Mainz.

Dem Netzwerk gehören als Kooperationspartner auch der Beauftragte der Landesregierung für Migration und Integration, der Lan-
desbeauftragte für die Belange von Menschen mit Behinderung, das Institut für sozialpädagogische Forschung, das Netzwerk Inte-
gration durch Qualifizierung Rheinland-Pfalz sowie das für Antidiskriminierung und Vielfalt koordinierend zuständige Ministe-
rium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz (vertreten durch die Landesantidiskriminierungsstelle) an.

Die Zusammenarbeit findet seit 2012 durch die Teilnahme der Landesantidiskriminierungsstelle an den Netzwerktreffen sowie
durch die Mitarbeit an der Konzeption und Durchführung gemeinsamer oder einzelner Veranstaltungen und Workshops mit dem
Ziel des direkten Austausches und der gegenseitigen Beratung statt. Das Netzwerk hat seit Mai 2012 über mehrere Jahre finanzielle
Förderung durch die Antidiskriminierungsstelle des Bundes erhalten, um im Rahmen der Projektförderung insbesondere eine
zivilgesellschaftlich getragene Beratungsstruktur für Betroffene von Diskriminierung in Rheinland-Pfalz aufzubauen. 

Auch die Landesantidiskriminierungsstelle unterstützt das Netzwerk mit finanziellen Mitteln für Projekte und Maßnahmen. Sie
hat Unterstützungsdienstleistungen für das Netzwerk übernommen, wie z. B. Förderantragsberatung, die Mitorganisation von Ver-
anstaltungen, Sitzungsvor- und -nachbereitungen, Informationsrecherchen und Informationsvermittlung sowie die Clearingauf-
gabe bei Eingaben und Beschwerden von Diskriminierungsopfern. Ziel ist, dem Netzwerk zu ermöglichen, den eigenen Weg in die
Verstetigung und Konsolidierung zu gehen und sich als zivilgesellschaftliche Einrichtung für den Schutz vor Diskriminierung in
eigener Rechtsform zu konstituieren. Dieser Prozess ist noch nicht abgeschlossen. 

12. Gibt es Formen der Zusammenarbeit der Antidiskriminierungsstelle mit anderen Bundesländern und mit der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes und wenn ja, welche und mit welchen Zielen?

Die Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz hat im Jahr 2015 – gemeinsam mit der Landesantidiskriminierungsstelle
Berlin – die Initiative zur Vernetzung der in den Ländern für Antidiskriminierung und Vielfalt zuständigen Stellen ergriffen, an
der sich mittlerweile insgesamt 14 Bundesländer beteiligen. Bislang sind nur die Länder Bayern und Mecklenburg-Vorpommern
nicht vertreten. 
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Einmal im Jahr kommen diese Stellen seither zu einem Treffen zusammen. Damit werden die Ziele verfolgt, sich über die aktuel-
len Fragen und Anforderungen auszutauschen und sich gegenseitig zu beraten, neue Entwicklungen zu diskutieren, über die
Arbeitsergebnisse aus den Bundesländern zu informieren und gegebenenfalls gemeinsame Aktivitäten abzustimmen. Arbeitsergeb -
nisse waren beispielsweise eine Synopse über die Länderstellen, die Sammlung guter Praxisbeispiele der Antidiskriminierungsar-
beit in den Länderstellen oder die Analyse der UN-Menschenrechtskonventionen, um sie für die Antidiskriminierungsarbeit
nutzen zu können. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ist mit Gaststatus an den jährlichen Treffen beteiligt und unterstützt
sie durch Informationen und – soweit erforderlich und möglich – durch organisatorische Beiträge. 

Bisher fanden drei Treffen statt: 2015 und 2016 in Berlin und 2017 in Mainz. Inhaltlicher Schwerpunkt war bei allen Treffen die
Entwicklung im Antidiskriminierungsrecht. Dabei geht es um die Anwendung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG),
wobei auch angrenzende Rechtsbereiche miteinbezogen werden, wie etwa die Menschenrechtskonventionen der Vereinten 
Nationen und die vier Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union.

Darüber hinaus gibt es auch bilaterale Kooperationen zwischen den Landesantidiskriminierungsstellen bzw. den für Antidiskri-
minierung und Vielfalt zuständigen Stellen in den Ländern, etwa im Hinblick auf die Entwicklung von Strategien zur Umsetzung
der jeweiligen Ziele der Antidiskriminierungs- und Vielfaltspolitik. Diese Kooperationen umfassen gegenseitige Informationen und
inhaltliche Beratung.

Im Mai 2012 trat das Land Rheinland-Pfalz der „Offensive für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft“ durch die Unterzeichnung
der dazugehörenden Absichtserklärung bei. Rheinland-Pfalz hat in seine Absichtserklärung neben der Bekämpfung von Diskrimi-
nierung ausdrücklich auch die positive Gestaltung von Vielfalt aufgenommen und seit der Unterzeichnung in beiden Bereichen vie-
le Schritte zur Umsetzung unternommen. Als wichtigste sind hier zu nennen: 

1. die Verabschiedung der Strategie Vielfalt,
2. die Gründung des Runden Tisches Antidiskriminierung und Vielfalt,
3. die Förderung des Netzwerks diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz, 
4. das Pilotprojekt „Chancengleich bewerben – anonymisiertes Bewerbungsverfahren“.

Daneben wurden die Verweisberatung sowie die Beratung der Beratenden bei Vorfällen von Diskriminierung eingerichtet und ver-
stetigt.

Die bilaterale Kooperation der Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz mit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
besteht im Informationsaustausch, in der Weiterleitung von Eingaben und Beschwerden aufgrund von Diskriminierung, der Teil-
nahme an empirischen Befragungen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes sowie in der gegenseitigen Teilnahme bzw. Mit-
wirkung an Veranstaltungen (Fachtage, Konferenzen). So hat die Landesantidiskriminierungsstelle beispielsweise im Oktober 2016
zum Fachtag der Bundesantidiskriminierungsstelle („10 Jahre AGG – Evaluation und Ausblick“) einen Gastbeitrag in einem der
Diskussionsforen geleistet und eine Referentin der Bundesantidiskriminierungsstelle hat bei einem verwaltungsinternen Fachge-
spräch der Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz im Mai 2017 zum Thema Intersektionalität („Zwischen den Stühlen
wäre noch Platz – wenn Diskriminierung sich nicht an Arbeitsteilung hält“) den Einführungsvortrag gehalten. Zuvor hatte die Anti -
diskriminierungsstelle des Bundes im gesamten Verlauf des Pilotprojekts „Chancengleich bewerben – anonymisiertes Bewerbungs -
verfahren“ die Landesantidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz mit Informationen und Beratung unterstützt. 

13. Wie hoch sind die Fallzahlen der Beschwerdefälle, die seit Gründung der Antidiskriminierungsstelle an diese herangetragen wurden
(aufgeschlüsselt nach Merkmalen)?

Von Mai 2012 bis zum Stichtag 7. Juli 2017 haben sich an die Landesantidiskriminierungsstelle insgesamt 155 Personen bzw. Insti-
tutionen per Telefon, E-Mail, brieflich oder persönlich gewendet, um Fragen zu stellen, Beschwerden oder Eingaben einzureichen
oder Informationen einzuholen. Davon haben 131 Menschen direkt wegen einer potenziellen Diskriminierung um Beratung, Hilfe
und Unterstützung gebeten. Aufgeschlüsselt nach den jeweiligen Merkmalsbereichen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes
ergibt sich folgendes Bild (nach Häufigkeit in absteigender Reihenfolge): 

– Ethnische Herkunft: 56 Personen,
– Behinderung: 23 Personen,
– Geschlecht: 22 Personen,
– sexuelle Identität: 16 Personen,
– Lebensalter: zehn Personen, 
– Religion/Weltanschauung: acht Personen. 

Bei sechs Personen lagen die potenziellen Diskriminierungen außerhalb der vorher genannten Merkmalsbereiche und bei 14 Per-
sonen waren mehrere der vorher genannten Merkmalsbereiche betroffen.
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14. Was unternimmt die Antidiskriminierungsstelle, wenn sich Menschen an sie wenden, die von Diskriminierung betroffen sind?

Der Landesregierung ist es wichtig, dass potenzielle Opfer von Diskriminierung Hilfe und Unterstützung erfahren und damit  eine
Antidiskriminierungskultur gefördert wird, in der Menschen Diskriminierung selbstverständlicher aufzeigen und sich dagegen
wehren. Die Landesantidiskriminierungsstelle leistet hierzu ihren Beitrag, indem sie bei Eingaben rechtlich einordnet, umgehend
Beratungs- und Hilfsangebote der Landesverwaltung, Kommunen, rheinland-pfälzischer Nichtregierungsorganisationen oder der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes prüft und den Fall nach Rücksprache mit dem potenziellen Diskriminierungsopfer bei
Bedarf weiterleitet. Eingaben, die unter den Schutzbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) fallen, werden
grundsätzlich der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zugeleitet. Anders als die Landesantidiskriminierungsstelle hat diese eine
ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung, rechtsberatend tätig werden zu können. 

Alternativ dazu werden Beschwerden auch an das Netzwerk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz weitergeleitet, das im Rahmen
eines bundesgeförderten Projektes Rechtsberatung anbietet. In Einzelfällen, wie beispielsweise bei Sprach- oder Bildungsbarrieren,
übernimmt die Antidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz nach einer Vorprüfung für den Petenten/die Petentin auch den schrift-
lichen Sachvortrag an die jeweilige Beratungsstelle und begleitet bei Bedarf das weitere Verfahren.

15. Gibt  es  ein  einheitliches  System  zur  Erfassung  und  Dokumentation  von  Diskriminierungsfällen?  Wenn  ja,  wie  werden  die
Beschwerdedaten erfasst?

Wie bereits in der Antwort auf Frage 13 ausgeführt, dokumentiert die Landesantidiskriminierungsstelle seit Mai 2012 die bei ihr
eingehenden Eingaben. Grundlage der Dokumentation ist seitdem ein einheitlicher Erfassungsbogen, der in anonymisierter Form
Informationen zum Merkmals- und Lebensbereich, dem Anliegen, die Art und Weise der Kontaktaufnahme und Hilfestellung durch
die Landesantidiskriminierungsstelle, zum Resultat sowie eine Einordnung zu der Frage enthält, ob das Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz im jeweiligen Fall einschlägig ist. Damit können allerdings nur die bei der Landesantidiskriminierungsstelle ein-
gehenden Beschwerden erfasst werden. Eine systematische Erfassung und Dokumentation aller Beschwerden wegen Diskriminie-
rung in Rheinland-Pfalz existiert nicht.

16. Welche Formen der Aufklärungs- und Informationsarbeit sowie der Öffentlichkeitsarbeit betreibt die Antidiskriminierungsstelle?

Einer der Aufgabenschwerpunkte der Antidiskriminierungsstelle Rheinland-Pfalz ist die Informations-, Aufklärungs- und Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Landesantidiskriminierungsstelle soll mit ihrer Arbeit eine nachhaltige Vielfalts- und Antidiskriminierungs-
kultur verankern, in der die Chancen einer vielfältigen Gesellschaft für alle sichtbar sind. Hierfür ist es besonders wichtig, an den
Haltungen und Wertvorstellungen der Menschen anzuknüpfen, denn Vorurteile können von Generation zu Generation weiter-
gegeben werden und sich so zu Stereotypen verfestigen, die Menschen aufgrund ihrer persönlichen Eigenschaften ausgrenzen. 

Daher ist es zentraler Auftrag der Landesantidiskriminierungsstelle, durch Aufklärungs-, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit
hierfür zu sensibilisieren. In der überwiegenden Zahl der Fälle ist nicht von intendierten Menschenrechtsverletzungen auszugehen,
es fehlt allerdings noch weitgehend an dem Bewusstsein, dass es sich tatsächlich um solche handeln kann. Je früher und damit vor-
beugender die Aufklärungs- und Informationsarbeit die Menschen erreicht, desto eher bestehen Chancen zur Immunisierung ge-
gen Ideologien der Ungleichwertigkeit und zur Stärkung des solidarischen Miteinanders, das sich gerade in Konfliktfällen be-
weisen muss. Dieser präventive Ansatz trägt auch zur Stärkung der potenziellen Opfer bei und leistet damit einen wertvollen
Beitrag dazu, dass Menschen sich auf die Wertschätzung und positive Gestaltung von Vielfalt im Sinne von Akzeptanz einlassen
und an ihr mitarbeiten können.

Die Landesantidiskriminierungsstelle hat daher eine Website aufgebaut und entwickelt sie fortlaufend weiter. Folgender Link führt
auf die Webseite: https://mffjiv.rlp.de/de/themen/vielfalt/antidiskriminierungsstelle/ 

Dort sind die wichtigsten Informationen auf dem jeweils aktuellen Stand abrufbar. Darüber hinaus hat die Landesantidiskriminie-
rungsstelle einen Informationsflyer veröffentlicht und in sechs Sprachen (Englisch, Französisch, Russisch, Türkisch, Arabisch,
Farsi) sowie in Leichte Sprache übersetzen lassen. 

Außerdem beteiligt sie sich im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten an Maßnahmen und Veranstaltungen der Landesregierung
und einzelner Fachreferate und nutzt diese Gelegenheiten, um auf die Thematik aufmerksam zu machen. Sie bindet auch das Netz-
werk diskriminierungsfreies Rheinland-Pfalz zur Weiterverbreitung aktueller Informationen ein.

Im Rahmen von Vorträgen, bei Besuchen und im Austausch mit Institutionen und Organisationen versucht die Landesantidiskri-
minierungsstelle, an mögliche eigene Diskriminierungserfahrungen anzuknüpfen. So lassen sich Erkenntnisse gewinnen und neue
positive Erfahrungen nutzen, die mittelfristig zu einem Wandel der Einstellungen beitragen können. Beispiele aus mittlerweile rund
80 Terminen vor Ort sind aktuell die Beratung des Projekts „Kommune inklusiv der Verbandsgemeinde Nieder-Olm“, das Landes -
netzwerk Integration durch Qualifizierung (IQ-Netzwerk) oder die Konferenz der Hochschulfrauen Rheinland-Pfalz.

Weitere Maßnahmen vorrangig mit der Zielgruppe Kinder- und Jugendliche sind geplant. So soll in Zusammenarbeit mit der
Jugend- und Kulturwerkstatt Primasens noch in diesem Jahr eine Broschüre von Jugendlichen für Jugendliche veröffentlicht
werden, die ihnen das Themenfeld Vielfalt und Antidiskriminierung näherbringt. 
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IV. Zu den verschiedenen Diskriminierungsmerkmalen

17. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse darüber vor, welche Formen der Diskriminierung gehäuft auftreten
a) beim Merkmal Alter (jung/alt)?
b) beim Merkmal Geschlecht?
c) beim Merkmal Behinderung?
d) beim Merkmal sexueller Identität?
e) beim Merkmal ethnischer Herkunft?
f) beim Merkmal der Religion und Weltanschauung?
g) beim Merkmal der sozialen Herkunft?

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat 2015 zwei Befragungen durchgeführt und eine erste Auswertung 2016 unter dem
Titel „Diskriminierungserfahrungen in Deutschland – Erste Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung und einer Betroffenen-
befragung“ veröffentlicht. Eine umfangreiche Auswertung und Ergebnispräsentation enthält der dritte Bericht der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes an den Bundestag, der am 29. Juni 2017 veröffentlicht worden ist: „Diskriminierung in Deutschland.
Dritter Gemeinsamer Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes und der in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen
Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages“, Berlin, 2017, Link: http://www.antidiskriminierungs -
stelle.de/DE/Publikationen/publikationen_node.html

Die repräsentative Erhebung bezieht sich auf die Gesamtbevölkerung ab 14 Jahren in der Bundesrepublik Deutschland. Die
Betroffenenbefragung enthält die Auskünfte, die mittels eines Online-Fragebogens von Personen gegeben wurden, die über eigene
Diskriminierungserfahrungen berichteten. Sie ist eine selbstrekrutierte Stichprobe, die daher nicht auf dem Zufallsprinzip beruht
und deshalb auch nicht repräsentativ für die Gesamtbevölkerung ist. In beiden Befragungen wurde um Auskunft über Diskrimi-
nierungserfahrungen innerhalb der vor der Befragung vergangenen 24 Monate gebeten. 

Zwar wurde in beiden Befragungen die rechtliche Definition von Diskriminierung vorgegeben, aber es ist nicht kontrollierbar, ob
die geschilderten Diskriminierungserfahrungen in jedem Fall der juristischen Definition nach dem Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz genügen. Daher bilden die Ergebnisse der Befragungen die Situationsbeschreibung der Befragten aus ihrer eigenen
subjektiven Diskriminierungswahrnehmung ab. Somit besteht die Möglichkeit, dass mehr Diskriminierungserfahrungen berichtet
werden, als nach der rechtlichen Definition nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz tatsächlich stattgefunden haben. Zu-
gleich kommt es aber auch zu Diskriminierungen, die von den Betroffenen subjektiv nicht als solche wahrgenommen oder aus
Scham verschwiegen werden und daher auch nicht berichtet werden. Diese Umstände gilt es bei der Bewertung der Ergebnisse zu
berücksichtigen (vgl. Seite 4, „Diskriminierungserfahrung in Deutschland – Erste Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung und
einer Betroffenenbefragung). Auf Grundlage der beiden Erhebungen liegen folgende Erkenntnisse zu den in der Frage aufgeführ-
ten Merkmalen vor (vgl. Seite 6 der vorgenannten Studie):

Insgesamt 31,4 Prozent der Befragten in der repräsentativen Erhebung berichteten von eigenen Diskriminierungserfahrungen auf-
grund einer der sechs durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geschützten persönlichen Eigenschaften, also fast ein
Drittel der Teilnehmenden. Erweitert man den Katalog auf nicht durch das AGG geschützte Eigenschaften wie die sozio-ökono-
mische Lage steigt der Anteil auf 35,6 Prozent. Damit haben nach der Repräsentativbefragung über ein Drittel der Gesamtbevöl-
kerung in der Bundesrepublik Deutschland ab dem Alter von 14 Jahren Diskriminierungserfahrungen. Mit Bezug auf die einzel-
nen persönlichen Eigenschaften, die durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz geschützt sind, stellt sich die Situation danach
wie folgt dar:

a) 14,8 Prozent der Befragten der repräsentativen Erhebung berichteten über Diskriminierung aufgrund des Alters.

b) 9,2 Prozent berichteten über Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und der Geschlechtsidentität. Bei den Anteilen der
Bezugsgröße Geschlecht wird deutlich, dass Frauen mit 14,9 Prozent im Verhältnis zu Männern mit 3,2 Prozent häufiger an-
gaben, aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert worden zu sein.

c) 7,9 Prozent der Teilnehmenden berichteten über Diskriminierung aufgrund einer Behinderung oder Beeinträchtigung.

d) 2,4 Prozent berichteten über Diskriminierung aufgrund der sexuellen Identität als lesbisch, schwul oder bisexuell.

e) Von 8,4 Prozent wurde als Grund der Diskriminierung die ethnische Herkunft oder Rassismus angegeben.

f) 8,8 Prozent gaben an, aus Gründen der Religion oder Weltanschauung diskriminiert worden zu sein.

g) Bei 10,1 Prozent der Befragten war es die sozio-ökonomische Lage, aufgrund derer sie sich diskriminiert fühlten. Hierzu zählen
sowohl Diskriminierungen aufgrund eines niedrigen Bildungsniveaus als auch aufgrund eines geringen Einkommens (vgl. Seite 7
der vorgenannten Studie). 

Die Ergebnisse der nichtrepräsentativen Betroffenenbefragung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zeichnen ein abweichen -
des Bild.

Danach wurde am häufigsten über Diskriminierung aufgrund des Geschlechts und der Geschlechtsidentität (4 679) berichtet, ge-
folgt von rassistischer Diskriminierung (4 429 Angaben), dann folgen Behinderung bzw. Beeinträchtigung (3 265) und sexuelle
Orientierung als lesbisch, schwul oder bisexuell (2 748). Es schließen sich Religion und Weltanschauung (2 429), das Alter (1 954)
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sowie die sozio-ökonomische Lage an (1 571). Über Diskriminierung aus Gründen der sozialen Herkunft gibt die Betroffenen-
befragung keine Informationen. Schließlich wird noch eine Sammelkategorie „Anderes Merkmal“ angegeben (2 711) (vgl. Seite 4
der vorgenannten Studie). 

Unterschiedliche bundesweite Umfragen und Expertisen der vergangenen Jahre zeigen, dass Personen mit Migrationshintergrund
überproportional von persönlich erlebten Diskriminierungen berichten. So ergab die Expertise der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes „Benachteiligungserfahrungen von Personen mit und ohne Migrationshintergrund im Ost-West-Vergleich (2012)“, dass
Menschen mit Migrationshintergrund fast doppelt so häufig (41,9 Prozent) von erlebten Diskriminierungen wie die Mehrheits-
bevölkerung (25 Prozent) berichteten, die sie in den letzten zwölf Monaten erfahren hatten (http://www.antidiskriminierungs-
stelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/publikationen/Expertisen/Expertise_Benachteilig_Migrant_innen_Ost_West_Vegleich.html).

Von den Befragten mit Migrationshintergrund gaben 9,4 Prozent an, bei der Wohnungssuche, 10,0 Prozent auf dem Arbeitsmarkt,
6,5 Prozent im Bildungsbereich und 9,0 Prozent durch Ämter und Behörden „sehr stark“ oder „eher stark“ benachteiligt worden
zu sein. 

Insbesondere die Gruppe der Personen mit türkischem Migrationshintergrund und Personen der Herkunftsgruppe Afrika, Asien
oder Lateinamerika berichten häufiger in dieser Studie von erfahrenen Diskriminierungen: 31,3 Prozent der Befragten mit türki-
schem Migrationshintergrund und 33,3 Prozent der Befragten der genannten Herkunftskontinente berichteten über Benachteili-
gungen am Arbeitsmarkt. Mehr als ein Drittel von ihnen erlebten zudem Benachteiligungen bei Behörden und Ämtern. Auch bei
der Wohnungssuche fühlte sich fast ein Drittel der Befragten dieser Gruppen benachteiligt. Auffällig ist zudem, dass Angehörige
dieser Gruppen überproportional über Diskriminierungen in der Nachbarschaft berichteten. 

Auch die Praxis der bundesweit unterschiedlichen Anlaufstellen zur Beratung von durch Diskriminierung betroffenen Menschen
ist überwiegend von Anfragen aufgrund ethnischer Diskriminierung geprägt.

Im Hinblick auf das Merkmal Geschlecht ergeben sich aus dem Ende Juni 2017 vorgelegten Bericht „Diskriminierung in Deutsch-
land“ der Antidiskriminierungsstelle des Bundes weitere Erkenntnisse:

Frauen sind fünf Mal so häufig von Diskriminierung betroffen wie Männer. Die Diskriminierungen finden in erster Linie im Be-
reich der Arbeitswelt statt (42 Prozent), gefolgt vom Bereich Öffentlichkeit und Freizeit (19 Prozent) sowie Medien und Internet
(12 Prozent).

Eine häufige Fallkonstellation ist die diskriminierende Nichteinstellung sowie die Verweigerung beruflicher Aufstiegsmöglichkei-
ten, weil Frauen aufgrund ihres Geschlechts nicht zugetraut wird, dass sie eine (Führungs-) Position oder eine Tätigkeit in techni-
schen Berufen kompetent ausfüllen können. Andererseits erleben Frauen, dass ihnen Einstellungen verwehrt werden, weil die/der
Arbeitgeberin/Arbeitgeber einen Arbeitsausfall durch eine potenzielle zukünftige Schwangerschaft befürchtet. Hierbei handelt es
sich um Mehrfachdiskriminierungen aufgrund des Geschlechts in Verbindung mit dem Alter der Frauen. 

Muslimische Frauen mit Kopftuch können zusätzlich aufgrund ihrer Religion Probleme beim Zugang in den Arbeitsmarkt haben.

Bei Diskriminierungserfahrungen aufgrund des Geschlechts bzw. der Geschlechtsidentität machen nicht erfolgte Einstellungen gut
ein Fünftel (21,8 Prozent) der Erfahrungen aus. 

Während eines Beschäftigungsverhältnisses wandten sich wiederholt Frauen an die Bundesantidiskriminierungsstelle wegen etwai-
ger Entgeltdiskriminierungen, wenn sie für die gleiche bzw. gleichwertige Arbeit nicht das gleiche Entgelt erhalten wie männliche
Beschäftigte. 

Der Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zeigt außerdem auf, dass Frauen besonders häufig von Mehrfachdiskrimi-
nierung betroffen sind, zum Beispiel behinderte oder ältere Frauen sowie Migrantinnen.

Diskriminierungen aufgrund der Religion sind signifikant verbreitet, wie u. a. auch Beratungsanfragen bei der Landesantidiskri-
minierungsstelle belegen. Dies betrifft in erster Linie Muslime. Beratungsstellen schildern hingegen kaum Fallbeispiele, die sich mit
Weltanschauung als Diskriminierungsgrund befassen. 

Unterschiedliche Studien der vergangenen Jahre zeigen immer wieder, dass islamfeindliche Haltungen in Deutschland eine breite
gesellschaftliche Basis haben. So auch in der Studie im Auftrag der Bertelsmann Stiftung „Religionsmonitor: Die Wahrnehmung
des Islam in Deutschland“ (2015, https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2015/januar/religions-
monitor/). 

Die Autorinnen und Autoren kommen hier zu dem Ergebnis, dass die Wahrnehmung des Islam durch einen Großteil der Bevöl-
kerung in Deutschland als islamfeindlich bezeichnet werden kann und es sich hierbei um kein gesellschaftliches Randphänomen
handele. Islamfeindlichkeit schaffe somit ein gesellschaftliches Klima, in dem die Ungleichbehandlung von Muslimen geduldet oder
gar befürwortet werde, so die Studie. 

Die Autorinnen und Autoren führen das durch alle gesellschaftlichen Schichten gehende Negativbild des Islams darauf zurück, dass
der Islam nicht als Religion, sondern vor allem als demokratiefeindliche politische Ideologie wahrgenommen werde. Eine hohe
Bildung trage nur bedingt zu einer Korrektur dieses verzerrten Islambildes bei. 
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Über diese bundesweiten Befragungen hinaus gibt es für Rheinland-Pfalz folgende Erkenntnisse:

Altersdiskriminierung im Ehrenamt ist ein immer öfter auftretendes Problem. So hat das für Seniorenpolitik zuständige Ministe-
rium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie (MSAGD) bei der Gutachterausschussverordnung Rheinland-Pfalz zu ehren -
amtlichen Schöffen oder zu kommunalen Funktionsträgerinnen und -trägern Beschwerden über Diskriminierungen aufgrund des
Alters festgestellt.

An die Landesleitstelle „Gut leben im Alter“ im MSAGD werden zudem immer wieder Hinweise gegeben, dass Menschen im Alter
keine Kredite mehr bekommen oder keine Finanzierungsmöglichkeiten mehr möglich sind, zum Beispiel für ein neues Auto, für
Wohnungseinrichtung oder für Immobilien.

Allein beim Landesbeauftragten für die Belange behinderter Menschen werden über 300 Eingaben im Jahr schriftlich und etwa ge-
nauso viele telefonisch bearbeitet. Zusätzlich gibt es persönliche Beratungen im Büro des Landesbeauftragten für die Belange be-
hinderter Menschen und vor Ort. Diskriminierung wird am häufigsten in Verbindung mit einem Arbeitsplatz genannt, meist eine
abgelehnte Bewerbung. Weitere Themen sind die Durchsetzung des Rechts auf gemeinsamen Schulunterricht für Schülerinnen und
Schüler mit Behinderungen sowie der Bereich der Benachteiligungen beim Übergang von der Schule zum Beruf. Beim Thema
Barrierefreiheit bildet der Öffentliche Personennahverkehr und fehlender barrierefreier und bezahlbarer Wohnraum einen Schwer-
punkt. Bei der Mobilität melden zahlreiche Menschen mit Behinderungen Benachteiligungen durch fehlende und nicht gewährte
Einstiegshilfen bei der Bahn, Aufzüge, die häufig außer Betrieb sind, und der Ausschluss bei der Mitnahme von Elektro-Skootern
in Bussen. Immer wieder angesprochen werden auch die Verweigerung von Parkerleichterungen und die nach Ansicht der Peten-
tinnen und Petenten lang dauernde beziehungsweise nicht zufriedenstellende Bearbeitung der Anträge nach dem Schwerbehinder-
tenrecht.

Die Landesregierung hat 2013 eine nicht repräsentative „Online-Befragung zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
Transsexuellen, Transgender und Intersexuellen in Rheinland-Pfalz“ 1) durchführen lassen (https://mffjiv.rlp.de/fileadmin/mifkjf/
Online-Studie_LSBTTI_Langfassung. pdf). Danach haben über die Hälfte der gut 500 Befragten (58,5 Prozent) Diskriminierungs-
erfahrungen gemacht. Der größte Teil von ihnen (198 Personen) erlebte diese in der Öffentlichkeit, beispielsweise auf der Straße
oder in öffentlichen Verkehrsmitteln. Die am häufigsten genannte Form der Ausgrenzung sind verbale Abwertungen, Beleidigun-
gen oder „Witze“. 

143 Personen (28,7 Prozent) haben aufgrund ihrer sexuellen bzw. geschlechtlichen Identität psychische oder körperliche Gewalt
erlebt. Von Schlägen, Tritten oder anderen körperlichen Angriffen berichteten fast 12 Prozent. 

Rund 30 Prozent der Umfrageteilnehmenden sind oder waren während der Schulzeit mindestens einmal von Diskriminierungen
betroffen. Etwa ebenso viele haben sich während der Schulzeit nicht geoutet, weil sie Benachteiligungen befürchteten. 

Ein weiterer zentraler Lebensbereich, in dem Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transidente und Intersexuelle (LSBTI) in Rheinland-
Pfalz Benachteiligungen erlebten, war der Arbeitsplatz: Zwei Drittel waren am Arbeits- oder Ausbildungsplatz unangenehmen Wit-
zen über LSBTI ausgesetzt und knapp über 45 Prozent der Teilnehmenden war von Tuscheleien und Gerüchten über ihre Person
betroffen. Unter 10 Prozent der Befragten berichteten von schwerwiegenden Diskriminierungen am Arbeitsplatz wie sexueller
Belästigung, körperlichen Angriffen oder Bedrohungen. Allerdings wurde in 165 Fällen von Benachteiligungen berichtet, die eine
Beeinträchtigung der beruflichen Integration bzw. Weiterentwicklung darstellte (Stelle nicht bekommen 16 Prozent, gekündigt wor-
den 5,5 Prozent, nicht befördert worden 12,3 Prozent).

Die Studie zeigt eine im Vergleich zu anderen Identitätsgruppen stärkere Benachteiligung der befragten transidenten Menschen in
nahezu allen Lebensbereichen: Gut 75 Prozent gaben an, aufgrund ihrer geschlechtlichen Identität benachteiligt worden zu sein.
Am Arbeitsplatz beispielsweise waren transidente Personen deutlich häufiger als andere LSBTI-Gruppen Spott sowie Mobbing von
Kolleginnen, Kollegen und Vorgesetzten ausgesetzt. Darüber hinaus erlebten transidente Menschen spezifische Diskriminierun-
gen: Fünf transidente Personen (13,5 Prozent) mussten mindestens einmal in ihrem ursprünglichen Geschlecht weiter arbeiten, um
ihren Arbeitsplatz nicht zu verlieren.

Die signifikante Häufigkeit von Diskriminierungen gegenüber lesbischen, schwulen, bisexuellen, transidenten und intersexuellen
Menschen hat auch dazu geführt, dass die Landesregierung sich entschlossen hat, am 29. November 2016 eine „Landesbeauftragte
für gleichgeschlechtliche Lebensweisen und Geschlechtsidentität – Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transidente und Intersexuelle“ zu
berufen, deren Aufgabe u. a. ist, die rechtliche Gleichstellung voranzubringen und ihre gesellschaftliche Akzeptanz zu fördern. 

14

1) Eine umfassende Auswertung der nicht repräsentativen Studie liegt vor unter dem Titel „Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen. Lebenssituation
von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen, Transgender und Intersexuellen. Auswertungsbericht zur Online-Befragung von Juni bis
Oktober 2013“. Die hier zitierten Zahlen beziehen sich auf 501 ausgewertete Fragebögen von Teilnehmenden, die in Rheinland-Pfalz wohnen,
arbeiten oder einen starken privaten Bezug zu Rheinland-Pfalz haben. Die größten Teilnehmendengruppen bilden Männer mit 53,1 Prozent und
Frauen (37,1 Prozent). Transidente Personen sind mit 37 Personen (7 Prozent) eine relativ kleine Gruppe. Intersexuelle Menschen stellen mit
fünf Personen die kleinste vertretene Gruppe dar. Bezogen auf die sexuelle Orientierung bilden Schwule mit 49,9 Prozent die größte Gruppe der
Teilnehmenden, und die zweitgrößte Gruppe stellen die Lesben mit 27,9 Prozent.



Landtag Rheinland-Pfalz – 17.Wahlperiode Drucksache 17/3745

18. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung zum Vorliegen von Mehrfachdiskriminierungen vor (z. B. jung und weiblich/alt
und mit Behinderung)?

Zu dieser Frage bietet die in der Antwort zu Frage 17 bereits angesprochene nicht repräsentative Betroffenenbefragung der Anti -
diskriminierungsstelle des Bundes Hinweise. Danach tragen Frauen ein fünf Mal so hohes Risiko, aufgrund ihres Geschlechts dis-
kriminiert zu werden. Frauen, die jung und kinderlos sind, erleben auch Diskriminierungen, die sich aus der Kombination dieser
Merkmale für sie in spezifisch negativer Weise auswirken. Sie berichten häufiger über Diskriminierungen als ältere Frauen oder
in anderen Familiensituationen und häufiger als Männer. Daher kann die Kombination aus den Merkmalen weiblich, jung und
kinderlos eine besondere Form der Mehrfachdiskriminierung auslösen, die in dieser Verschränkung – die sogenannte Intersektio-
nalität – anders wirkt als eine additive (verschiedene Diskriminierungen aufgrund verschiedener Merkmale) oder eine serielle
(verschiedene Diskriminierungen aufgrund gleicher oder unterschiedlicher Merkmale nacheinander) Mehrfachdiskriminierung
(vgl. Seite 11, „Diskriminierungserfahrung in Deutschland – Erste Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung und einer Betroffe-
nenbefragung).

Das Geschlecht beziehungsweise die Geschlechtsidentität in Kombination mit dem Alter wird von 46,1  Prozent der Teilnehmen-
den der Betroffenenbefragung als Grund für Diskriminierung genannt (vgl. S. 12 der v.g. Studie). Insgesamt werden diese beiden
Kombinationen als wichtigste Querschnittskategorien bezeichnet, da sie in vielen Mehrfachkonstellationen als Grund zumindest
mit erwähnt werden.

Die Kombination zwischen den Merkmalen Alter und Behinderung wird in dieser Veröffentlichung nicht aufgeführt. 

V. Zur Dokumentation und Erfassung

19. Auf welche Weise werden mögliche Diskriminierungstatbestände im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren dokumentiert?

Sofern die Polizei im Rahmen ihrer strafrechtlichen Ermittlungen Hinweise auf Diskriminierungen erlangt, werden diese in der je-
weiligen Ermittlungsakte dokumentiert. 

20. In welcher Form werden Diskriminierungstatbestände in der Polizeilichen Kriminalstatistik erfasst?

Die Polizeiliche Kriminalstatistik enthält alle der Polizei bekannt gewordenen strafrechtlichen Sachverhalte einschließlich der mit
Strafe bedrohten Versuche. Diskriminierungstatbestände werden nicht gesondert erfasst, da sie grundsätzlich keine eigenständigen
Strafnormen darstellen.

21. Gibt es eine Erfassung von Gerichtsverfahren mit AGG-Bezug? Wenn ja, wo?

Eine separate Erfassung von Gerichtsverfahren mit AGG-Bezug wird durch die entsprechenden Statistikanordnungen nicht vor-
geschrieben und ist daher nicht verfügbar. Der Schwerpunkt entsprechender Gerichtsverfahren dürfte im Bereich der Arbeits-
gerichtsbarkeit anhängig sein. Eine Erhebung entsprechender Verfahren über die dort verwendete Fachanwendung ist ebenfalls
nicht möglich.

Bei der „juris“-Datenbank handelt es sich um kein einheitliches System zur Erfassung und Dokumentation von Diskriminierungs-
fällen im Sinne der Frage. Die Gerichte entscheiden nach eigenem Ermessen, welche Entscheidungen dort veröffentlicht werden
sollen und welche nicht. Dazu existiert keine einheitliche systematische Vorgabe und dementsprechend findet sich in dieser
Datenbank immer nur um eine Auswahl. Insofern erlaubt die Datenbank zwar inhaltliche Recherchen, ist für eine statistische
Auswertung und Bewertung jedoch ungeeignet.

22. Sind dem Bürgerbeauftragten Fälle von Diskriminierung aufgezeigt worden und wenn ja, welche und wie viele?

Der Bürgerbeauftragte beantwortet die Frage unmittelbar gegenüber der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

23. Sind dem Petitionsausschuss des Landtags Fälle von Diskriminierung aufgezeigt worden und wenn ja, welche und wie viele?

Der Petitionsausschuss beantwortet die Frage unmittelbar gegenüber der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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VI. Ausblick

24. In welchen Bereichen äußert sich Diskriminierung am meisten?

Aus der in der Antwort zu Frage 17 erwähnten nicht repräsentativen Betroffenenbefragung der Antidiskriminierungsstelle des
 Bundes geht folgende Reihenfolge hervor:

In der Veröffentlichung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes heißt es: „Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
schützt insbesondere vor Diskriminierung im Erwerbsleben, beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen und bei der Vermie-
tung von Wohnraum. Tatsächlich können aber Diskriminierungen in allen Bereichen auftreten, in denen Menschen miteinander
interagieren, etwa im privaten Bereich, bei Ämtern und Behörden oder im Internet“ (Seite 13).

In der Repräsentativerhebung wurde deshalb nicht nur nach Diskriminierungserfahrungen in den Geltungsbereichen des AGG ge-
fragt, sondern die Kategorien waren für weitere Bereiche geöffnet. Folgende Ergebnisse liegen aus der genannten Veröffentlichung
dazu bislang vor:

Von denjenigen, die in der Stichprobe der Repräsentativbefragung über eine oder mehrere Diskriminierungserfahrungen in den
davorliegenden 24 Monaten berichteten (insgesamt 343 Personen), gaben 48,9 Prozent an, sie hätten sie im Bereich Arbeit erlebt.
40,7 Prozent berichteten über den Bereich Öffentlichkeit und Freizeit, 32,8 Prozent über Geschäfte und Dienstleistungen. Ins-
gesamt 28,7 Prozent gaben den privaten Bereich an, 27,8 Prozent Ämter und Behörden. Bei 26,4 Prozent der hier Auskunft
gebenden Befragten war es der Gesundheits- oder Pflegebereich, bei 23,7 Prozent die Bildung. 22,1 Prozent nannten das Internet
und die Medien und 18,6 Prozent den Wohnungsmarkt.

Im Folgenden sollen drei der von Diskriminierung betroffenen Personengruppen exemplarisch im Hinblick auf die Lebensbereiche,
in denen Diskriminierung am häufigsten auftritt, dargestellt werden. 

Für die Betroffenengruppe der Menschen, die aus rassistischen Gründen diskriminiert werden, liegen die folgenden Erkenntnisse
vor:

Die deutlich meisten Beratungsanfragen gibt es zu Fragen der Arbeitssuche, der Ausbildung oder des Arbeitsplatzes. Viele Anfragen
betreffen Bewerbungen oder Beschäftigungen in der Privatwirtschaft. Betroffen ist aber auch der öffentliche Dienst, wo Menschen
mit Migrationshintergrund im Vergleich zu ihrem Anteil an den Beschäftigten in der Privatwirtschaft noch stärker unterreprä-
sentiert sind. Betroffen ist auch die jeweilige Beschäftigungssituation, die sich signifikant zwischen Beschäftigten mit und ohne
Migrationshintergrund unterscheidet. Beschäftigte mit Migrationshintergrund sind gegenüber ihren Kolleginnen und Kollegen
häufig in niedrigeren Laufbahnen eingruppiert und häufiger befristet beschäftigt. Zudem haben sie seltener einen Beamtenstatus. 

Die Beratungsstellen berichten weiterhin, dass Kompetenzen abgesprochen oder Leistungen schlechter bewertet würden. 

Diskriminierungsfälle in Bezug auf Arbeitsplatzsuche und Bewerbung spielen eine wichtige Rolle in der Beratungsarbeit, dabei ist
ein häufig berichtetes Fallmuster die Nichteinstellung aufgrund eines Kopftuches. 

Über alle Beratungsstrukturen hinweg zeichnet sich ab, dass Benachteiligungen im Bereich der Güter und Dienstleistungen auf-
grund der ethnischen Herkunft besonders häufig vorkommen. So sind als nicht deutsch wahrgenommene Personen von diskrimi-
nierenden Einlass- und Personenkontrollen oder Zutrittsverweigerungen betroffen. Als besonders stigmatisierend empfinden es
Betroffene, wenn sie allein wegen ihres Aussehens beispielsweise an der Diskothekentür abgewiesen werden, ihnen die Mitglied-
schaft im Fitnessstudio verweigert wird oder sie als Einzige in öffentlichen Transportmitteln, an Flughäfen oder Bahnhöfen von
Sicherheitsbehörden kontrolliert werden. 
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Bereich Nennungen

Arbeit 3 797

Öffentlichkeit und Freizeit 2 609

Bildung 1 602

Ämter und Behörden 1 520

Internet und andere Medien 1 215

Geschäfte und Dienstleistungen 1 013

Gesundheits- und Pflegebereich 868

privater Bereich 377

Wohnungsmarkt 344

Andere 2 132
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Auch im Bereich des Wohnungsmarktes spielt die Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft eine immer größere Rolle.
So berichtet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes von einer Zunahme der Beratungsanfragen 2016 im Vergleich zum Vorjahr
zu Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt. Häufig wird ein Besichtigungstermin oder ein Mietvertrag aufgrund des „nicht deut-
schen“ Namens, mangelnder Deutschkenntnisse oder des Migrationshintergrunds der Betroffenen verwehrt. Bei Wohnungs-
inseraten werden teilweise bestimmte Gruppen, Nationalitäten oder Asylsuchende von vornherein ausgeschlossen. Auch Belästi-
gungen und Mobbing durch die Nachbarschaft werden zunehmend zum Anlass für Beratungsanfragen. 

Schließlich wäre der Zugang zu Gesundheitsleistungen als Bereich der Benachteiligung aufgrund der ethnischen Herkunft zu
nennen. So liegen Daten vor, die Unter-, Fehl- oder Überversorgung von eingewanderten Menschen belegen, insbesondere beim
Impfstatus, bei der Wahrnehmung von Vorsorgeuntersuchungen oder bei der Rehabilitation 2). Die Haupthürden für eine unzu-
reichende Versorgung liegen hier hauptsächlich in strukturellen Barrieren, die eine chancengleiche Teilhabe verhindern. Dies be-
trifft insbesondere Menschen mit einer erst kurzen Aufenthaltsdauer und solche in sozial prekären Lagen oder mit geringen deut-
schen Sprachkenntnissen.

Für die Diskriminierung aus religiösen oder weltanschaulichen Gründen soll exemplarisch über die Gruppe der Muslime berichtet
werden:

Die vorliegenden Befunde aus der in der Antwort zu Frage 17 f) bereits erwähnten Studie der Bertelsmann Stiftung „Religionsmo-
nitor“ korrespondieren mit den von Muslimen in Umfragen geäußerten Benachteiligungserfahrungen, die überproportional hoch
sind 3). Die Bereiche, in denen Muslime über Benachteiligungen berichten, liegen unter anderem im Arbeitsleben, beim Zugang zu
privaten Dienstleistungen, im Bildungsbereich, im privaten und öffentlichen Raum oder im Umgang mit Behörden. Oft sind
muslimische Frauen davon betroffen, insbesondere wenn sie durch ein Kopftuch als Muslima erkennbar sind. 

Die in der Antwort zu Frage 17 bereits angesprochene „Online-Befragung zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
Transsexuellen, Transgender und Intersexuellen in Rheinland-Pfalz“ hat ergeben, dass beim Merkmal sexuelle Identität besonders
Transidente Diskriminierungen erleben. So entspricht schon die gesetzliche Grundlage – das Transsexuellengesetz – nicht dem
heutigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse. Auch aus diesem Grund hat die Landesregierung im Frühjahr 2017 eine
Bundesratsinitiative gestartet, die das bislang geltende Transsexuellengesetz aufheben und durch ein modernes neues Gesetz zur
Anerkennung der Geschlechtsidentität und zum Schutz der Selbstbestimmung ersetzen soll. Diesem Anliegen wurde im Bundes-
rat bereits gefolgt. Einzelne Passagen mussten in der Vergangenheit gestrichen werden, weil sie nicht verfassungskonform sind.
Von den transidenten Menschen werden besonders die verpflichtend vorgeschriebenen Begutachtungen vor einer Vornamens-
beziehungsweise Personenstandsänderung als Diskriminierung empfunden.

25. Wie beurteilt die Landesregierung die antidiskriminierende Wirkung von positiven Maßnahmen in Ergänzung zum individual-recht-
lichen Vorgehen gegen Diskriminierungen?

Positive Maßnahmen sind solche Aktivitäten, die bei nachgewiesener Benachteiligung zum Nachteilsausgleich bei bestimmten Ziel-
gruppen eingesetzt werden. Sie sind eines der Instrumente zur aktiven Bekämpfung insbesondere struktureller oder institutionel-
ler Diskriminierung. Das sind Formen der Diskriminierung, die in der Regel eher indirekt wirken und deshalb anders bekämpft
werden müssen als direkte Diskriminierung. Positive Maßnahmen werden durch die Landesregierung begrüßt. Dabei sind positive
Maßnahmen für Menschen mit Migrationshintergrund, Frauen, Personen, die Minderheitenreligionen angehören, Menschen mit
Behinderungen, verschiedene Altersgruppen bilden oder zur Gruppe der Lesben, Schwulen, Bi-, Trans- oder Intersexuellen gehören,
gleichermaßen richtig. Denn nach dem hierarchiefreien horizontalen Ansatz der Menschenrechts- und Antidiskriminierungsarbeit
besitzen alle strukturell oder institutionell vorhandenen Diskriminierungsprozesse, von denen die genannten Gruppen in unter-
schiedlicher Weise, ggf. auch durch mehrere Merkmale gleichzeitig, betroffen sind, die gleiche Bedeutung.

Positive Maßnahmen zum Nachteilsausgleich oder zur Verhinderung von Benachteiligung dienen neben der individuellen Unter-
stützung und Stärkung der Betroffenen immer auch dem Ziel, auf die bestehenden Nachteile aufmerksam zu machen, ihnen gezielt
entgegenzuwirken und strukturell und institutionell dafür Sorge zu tragen, dass Diskriminierung nicht mehr auftritt. Wenn die
Beseitigung institutioneller und struktureller Diskriminierung gelungen ist, haben positive Maßnahmen ihren Zweck erfüllt.

Die individuelle Unterstützung für Betroffene beim Vorgehen gegen Diskriminierung muss neben positiven Maßnahmen als eigen -
ständiger Zweig der Bekämpfung von Diskriminierung gesehen und genutzt werden. Dies ist schon deshalb erforderlich, weil das
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz in seinem Kern ein Instrument der individuellen Gegenwehr bei Diskriminierung darstellt.
Positive Maßnahmen können den Betroffenen in akuten Diskriminierungssituationen, in denen zeitnah gehandelt werden muss,
nur wenig helfen, weil sie eher mittel- bis langfristig wirken.

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz ermöglicht die unterschiedliche Behandlung von Personen nach den sechs vom AGG ge-
schützten Merkmalen, um bestehende Nachteile durch geeignete und angemessene Maßnahmen zu verhindern oder auszugleichen.
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2) Vgl. Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2016, Kapitel II.9.

3) Vgl. Expertise für die Antidiskriminierungsstelle des Bundes „Benachteiligungserfahrungen von Personen mit und ohne Migrationshintergrund
im Ost-West-Vergleich“, S. 19.
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26. Welche Möglichkeiten der Nachsorge stehen Opfern von Diskriminierungen zur Verfügung?

Es besteht ein vielfältiges Netz an Beratungs- und Unterstützungsangeboten, sowohl durch staatliche Stellen als auch durch priva-
te Träger und zivilgesellschaftliche Organisationen, bei denen sich Betroffene informieren können, welche Möglichkeiten der recht-
lichen Gegenwehr sie haben, oder auch weitere Unterstützung erfahren. Diese unterstützen teilweise merkmalsübergreifend, teil-
weise speziell die Angehörigen bestimmter Gruppen. 

Insbesondere gibt es folgende staatliche Anlaufstellen:

– den Landesbeauftragten für die Belange behinderter Menschen,
– den Beauftragten der Landesregierung für Migration und Integration, 
– den Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz und der Beauftragte für die Landespolizei,
– die Landesbeauftragte für gleichgeschlechtliche Lebensweisen und Geschlechtsidentität – Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transi-

dente und Intersexuelle,
– Ansprechstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen bei der Polizei.

Weitere allgemeine und spezialisierte Beratungs- und Anlaufstellen finden sich unter der Internet-Adresse: www.onlinesuche.rlp.de

Betroffene können sich auch jederzeit an die Landesantidiskriminierungsstelle wenden, die gegebenenfalls an eine passende staat-
liche oder zivilgesellschaftliche Stelle weitervermittelt.

Bei Diskriminierungen, die einen Straftatbestand (z. B. Beleidigung) erfüllen, können gegebenenfalls weitere Nachsorgemöglich-
keiten in Betracht kommen. So haben zum Beispiel Opfer, die zum Tatzeitpunkt unter 18 Jahre alt waren, oder Personen, die
ihre Interessen nicht selbst wahrnehmen können, in Fällen der sexuellen Belästigung gemäß § 184 i Strafgesetzbuch einen Anspruch
auf kostenlose psychosoziale Prozessbegleitung gemäß § 397 a Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit § 406 g Abs. 3 Strafprozessordnung.
Viele diskriminierende Handlungen, die unter das AGG subsumiert werden können, erfüllen jedoch keinen Straftatbestand. 

Opfer extremistischer Übergriffe können (z. B. rechts- oder linksextrem, fremdenfeindlich, antisemitisch, islamistisch) über das
Bundesamt für Justiz einen Antrag auf Härteleistungen stellen. Dieses entscheidet über die eingehenden Anträge und zahlt bei Vor-
liegen der Voraussetzungen eine angemessene Geldentschädigung aus. Die entsprechenden Haushaltsmittel werden vom Deutschen
Bundestag zur Verfügung gestellt. 

In Fällen rechtsextremistischer Übergriffe steht den Opfern die „Opferberatung im Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus
Rheinland-Pfalz“ zur Verfügung. Sie stellt ein spezielles Hilfeangebot für Menschen dar, die Opfer von rechtsextremistisch motivier -
ten Übergriffen geworden sind. Dies können zum Beispiel Gewalttaten, Bedrohungen, Beleidigungen, Verleumdungen, Pöbeleien,
Denunziationen oder auch wirtschaftliche Schädigungen sein. 

Grundsätzlich können in Fällen extremistischer Übergriffe zwar Diskriminierung und massive Ausgrenzung eine Rolle spielen, sie
stehen allerdings in diesem Zusammenhang meist nicht im Vordergrund. Kennzeichen des rechtsextremen Gedankenguts ist die
Ideologie der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit, die sich gegen Minderheiten richtet, sie diskriminiert und ausgrenzt und
ihnen die Zugehörigkeit zur Gesellschaft und ihre Teilhaberechte abspricht. Aber bei Übergriffen treten spezifische strafrechtlich
relevante Bedrohungssituationen und Schädigungen hinzu. Vor diesem Hintergrund ist zusammenfassend zu sagen, dass Opfer von
Diskriminierungen je nach Art des Vorfalls oder Übergriffs und je nach seiner Schwere verschiedene Angebote der Nachsorge in
Anspruch nehmen können. Wo eine strafrechtliche Relevanz oder ein Bezug zu Rechtsextremismus oder Extremismus allgemein
nicht vorliegt, können die Opfer von Diskriminierungen zumindest die staatlichen und zivilgesellschaftlichen Anlaufstellen wie
z. B. die Beratungsstellen des Weißen Rings nutzen und sich beraten lassen, welche Möglichkeiten der rechtlichen Gegenwehr sie
haben. 

27. In welchen Bereichen entspricht das Wirken der Landesregierung den im Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes zu „Dis-
kriminierungen im Bildungsbereich und im Arbeitsleben“ enthaltenen Handlungsempfehlungen?

In ihren Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten (Beschluss 2015/1848 des Rates vom 5. Oktober
2015) hat der Europäische Rat die Aufgabe der Union klar definiert, soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen zu bekämpfen
und soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz sowie die Gleichstellung von Frauen und Männern zu fördern. Bei der Festlegung
und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen hat die Europäische Union den Erfordernissen im Zusammenhang mit der
Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus, der Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, der Bekämpfung der
sozialen Ausgrenzung sowie einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung Rechnung zu tragen. In diesem Sinne
unterstützen die aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) und des Landes Rheinland-Pfalz geförderten arbeitsmarktpoliti-
schen Projekte auch Bereiche, die in den Handlungsempfehlungen der Antidiskriminierungsstelle des Bundes aufgezeigt werden. 

So werden durch die Projekte im ESF-Förderansatz „Mentoring-MINT“ Mädchen und Frauen dabei unterstützt, Berufe im Bereich
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik (MINT) im Studium und der dualen Ausbildung zu ergreifen. Sie werden
dabei von Mentorinnen begleitet. In diesem Förderansatz werden innovative Projektansätze zur Steigerung der Attraktivität von
MINT-Berufen für Frauen erprobt. Damit wird das Anliegen unterstützt, stereotype und traditionelle Rollenbilder aufzulösen.
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Das Projekt „Dialog Entgeltgleichheit“ zielt darauf ab, kleine und mittlere Unternehmen dafür zu sensibilisieren, durch die Ver-
meidung von Entgeltungleichheit ihre Attraktivität als Arbeitgeberin/Arbeitgeber zu erhöhen, um sich bei der Fachkräftegewin-
nung und -bindung langfristig zu behaupten. Dafür benötigen kleine und mittlere Unternehmen Informationen über Ursachen und
Auswirkungen von Entgeltungleichheit, um etwaige Handlungsbedarfe zu erkennen. Als Analyseinstrument steht der „EG-Check“
zur Verfügung. 

Der ESF-Förderansatz „Perspektiven eröffnen“ zielt darauf ab, die Beschäftigungsfähigkeit von am Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligten Personengruppen zu erhöhen. Durch eine ganzheitliche Herangehensweise in den Bereichen schulische/berufliche
Bildung, berufliche Erfahrungen, Alltagskompetenzen, Angehörige/soziale Netzwerke, Arbeits- und Sozialverhalten, finanzielle
Situation, Gesundheit, Straffälligkeit und Wohnen werden gezielt Kompetenzen erfasst und auch die Integration in den Arbeits-
markt vorbereitet. Eine Situationsanalyse bei Projekteintritt identifiziert Handlungsbedarfe hinsichtlich der individuellen Arbeits -
marktintegration. Die Förderplanung leitet die Bearbeitung der festgestellten Handlungsbedarfe ein.

Ein Qualifizierungsanteil von mindestens 50 Prozent über den gesamten individuellen Projektverlauf und eine für den gesamten
Projektverlauf durchgehende sozialpädagogische Betreuung sind integrale Bestandteile der Projekte. Die Abkehr von der Defizit -
orientierung, mit der die Teilnehmenden oftmals in der Vergangenheit konfrontiert wurden, erbringt gute Ergebnisse.

Neben den genannten Einzelprojekten achtet die Landesregierung bei allen geförderten Maßnahmen und Projekten ausdrücklich
darauf, dass es in keiner Weise zu Diskriminierung kommt und dass auch insbesondere Frauen, Migrantinnen und Migranten und
Ältere durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen unterstützt werden. 

Die Politik der Landesregierung einerseits und die praktische Umsetzung dieser Politik in den Kindertagesstätten und Schulen des
Landes andererseits dokumentieren eindrücklich, dass sich diese Institutionen jederzeit um den Abbau von Diskriminierungen und
um die Förderung von Vielfalt in allen Bereichen bemühen. Damit wird den Forderungen und Empfehlungen aus dem Bericht der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes zu „Diskriminierung im Bildungsbereich und im Arbeitsleben“ umfassend Rechnung ge-
tragen. Hierzu zählt unter anderem neben einem diskriminierungsfreien Zugang zu Bildungseinrichtungen und einer ebenso aus-
gerichteten Ausgestaltung des Schul- und Kindertagesstättenbereichs der Abbau von Benachteiligungen aus Gründen der Herkunft,
des Geschlechts, der Religion, einer körperlichen Beeinträchtigung, der sexuellen Identität und aus sozialen Gründen. Dazu gehört
auch, in Kindertagesstätten und Schulen für Akzeptanz zu werben. So wurde z. B. für den Bereich der sexuellen und geschlecht-
  lichen Identität der Kitakoffer mit entsprechenden Kinderbüchern gefördert. Ebenso gefördert wird das Projekt Schlau, bei dem
LSBTI-Personen in die Schulen gehen, um sich mit den Schülerinnen und Schülern auszutauschen. 

Gerade der Bildungsbereich hat wie kaum ein anderer die Frage der Inklusion im weitesten Sinne in den vergangenen Jahren als
eines der wichtigsten Themen der Bildungspolitik in den Vordergrund gestellt. Diese hat sich die Herstellung gleicher Bedingun-
gen zur Partizipation an Bildung als eine ihrer wichtigsten Aufgaben gestellt.

Hierbei sind einige der Forderungen aus dem Bericht der Antidiskriminierungsstelle bereits seit Jahren erfüllt. Beispielsweise
gehören dazu die Einrichtung von Ganztagsangeboten sowohl im Bereich der Kindertagesstätten als auch der Schulen, die Bei-
tragsfreiheit bereits vom ersten Lebensjahr des Kindes an bis zum Abschluss der schulischen bzw. hochschulischen Ausbildung, die
völlige Transparenz des Entlohnungs- und Besoldungssystem bei der Beschäftigung von Lehrkräften sowie die Verfahren bei der
Gewinnung von Personal im Bildungsbereich.

Zur Zeit stehen in der Bildungspolitik neben den genannten auch weitere Forderungen aus dem Bericht der Antidiskriminie-
rungsstelle besonders im Fokus, so der nach der Berücksichtigung spezifischer Bedürfnisse aufgrund der ethnischen Herkunft, des
Geschlechts, der Religion oder der Behinderung. So sind die Ausrichtung der schulischen Bildung an den besonderen Bedürfnissen
von Mädchen und Jungen, an Schülerinnen und Schülern nicht deutscher Herkunft – unabhängig von ihrem aufenthaltsrechtlichen
Status – und die Schaffung eines islamischen Religionsunterrichtes für Rheinland-Pfalz derzeit wichtige Themen der Bildungs-
politik.

Als Arbeitgeber fühlt sich das Land jederzeit dem grundgesetzlich verbürgten Recht auf diskriminierungsfreien Zugang zu jedem
öffentlichen Amt verpflichtet und stellt sicher, dass die Verfahren zur Gewinnung von Personal sowie bei dessen Weiterentwick-
lung (beispielhaft: Fort- und Weiterbildung, Besetzung von Führungspositionen, Stärkung der Rolle von Personalvertretungen in
diesem Zusammenhang) stets diesem Grundsatz verpflichtet sind. 

Den besonderen Anforderungen von Frauen und Männern für Familienarbeit kommt das Land ebenso entgegen wie den Anfor-
derungen älterer Personen im Schuldienst durch die Schaffung von Altersteilzeit nur in diesem Bereich der Landesverwaltung. Die
Landesregierung hat sich selbst verpflichtet, als familienfreundlicher Arbeitgeber zu agieren und kommt dieser Selbstverpflichtung
in besonderer Weise nach.

28. In  welchen  Bereichen  sieht  die  Landesregierung  zur  Verhinderung  und  Bekämpfung  von  Diskriminierung  weitere  gesetzliche
Regelungsmöglichkeiten oder mögliche Regelungslücken auf Landes- oder Bundesebene?

Eine effektive und moderne Vielfalts- und Antidiskriminierungspolitik muss sich zu deren Umsetzung auch der Mittel des Rechts
bedienen. Wegen dieser besonderen Bedeutung hat der Ministerrat bei der Verabschiedung der „Strategie Vielfalt der Landesregierung
Rheinland-Pfalz“ für den Bereich des rechtlichen Diskriminierungsschutzes ein eigenständiges Handlungsfeld „Schutz vor Diskri-
minierung durch Teilhabe und Sanktionen“ definiert. Der Koalitionsvertrag von SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
von 2016 knüpft daran an und legt für die laufende Legislaturperiode fest (Seite 134): „Wir wollen prüfen, ob zur Stärkung von
Chancengleichheit und Vielfalt eine gesetzliche Verankerung in einem Antidiskriminierungsgesetz auf den Weg gebracht werden soll.“
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Bei der Umsetzung dieses Prüfauftrages sind die landesrechtlichen Möglichkeiten entscheidend. So wurden zwar durch die Ver-
abschiedung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) im Jahr 2006 die vier Europäischen Richtlinien zum Schutz vor
Diskriminierung im Bereich des Arbeits- und Zivilrechts, unter Hereinnahme öffentlich-rechtlicher Dienst- und Treueverhältnisse
(§ 24 AGG) in nationales Recht umgesetzt. Allerdings blieben diejenigen Bereiche unberücksichtigt, die in die Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder fielen. 

Der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag setzt deshalb zunächst eine Analyse der aktuellen Rechtslage in Rheinland-Pfalz im Hin-
blick auf bereits vorhandene Regelungen zum Schutz vor Diskriminierung wegen der oben genannten Merkmale voraus. Dies be-
trifft die Bereiche öffentlich-rechtliches Handeln der Verwaltungen des Landes, der Gemeinden, der Gemeindeverbände und der
sonstigen der alleinigen Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die öffentlich-recht-
lichen Betriebe des Landes und der kommunalen Gebietskörperschaften sowie die Gerichte. Hierzu wird derzeit ein entsprechen-
des Gutachten erarbeitet. Abhängig vom Ergebnis dieser Analyse wird anschließend eine Darstellung der rechtlichen Lücken und
Defizite im Diskriminierungsschutz in der Regelungskompetenz des Landes unter Berücksichtigung der vier Antidiskriminie-
rungsrichtlinien der EU erarbeitet.

29. Welche Perspektiven und Vorteile sieht die Landesregierung in der Einführung eines Antidiskriminierungsgesetzes des Landes?

Im August 2006 trat das AGG in Kraft, das die vier sogenannten Antidiskriminierungsrichtlinien der Europäischen Union in
nationales Recht umsetzte. Das AGG ist ohne Beteiligung der Länder als Bundesgesetz konzipiert und verabschiedet worden, ob-
wohl die vier genannten EU-Richtlinien die Verpflichtung enthalten, auch beispielsweise den Bereich der staatlichen Bildung  unter
den Diskriminierungsschutz nationaler Gesetze zu stellen. Private Bildung hingegen ist durch das AGG erfasst.

Durch diese Sachlage bestehen einerseits Widersprüche und andererseits Lücken im Diskriminierungsschutz. So sind beispiels-
weise Studierende an privaten Hochschulen vor Diskriminierung durch die Universität oder die Lehrenden geschützt, Studieren-
de an staatlichen Hochschulen hingegen nicht. Im Bereich der allgemeinbildenden und berufsbildenden staatlichen Schulen ist zwar
das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Lehrkraft vom Diskriminierungsschutz durch das AGG erfasst, nicht aber das Verhält-
nis zwischen Schülerin und Schüler und der Schule bzw. Lehrkraft.

Während in anderen EU-Mitgliedsstaaten ein derartiger Diskriminierungsschutz bereits existiert, ist das bisher in keinem Bundes-
land in Deutschland der Fall. Darüber hinaus besteht ein weiterer Vorteil darin, dass ein Landesantidiskriminierungsgesetz die
bereits vorhandenen guten Ansätze der Gleichbehandlungs- und Gleichstellungsarbeit – nicht nur in Schulen und Universitäten –
konkretisiert und verstärkt. 

30. Wie ist der Sachstand zum geplanten Landesinklusionsgesetz und wie kann der Schutz und die Verhinderung von Diskriminierung
aufgrund des Merkmals Behinderung damit gestärkt werden?

Die Grundzüge des neuen Landesbehindertengleichstellungsgesetzes wurden in einem intensiven Arbeitsprozess in einem Eck-
punktepapier ei ner Arbeitsgruppe des Landesbeirates zur Teilhabe behinderter Menschen unter Mitwirkung des Landesbeauftrag-
ten für die Belange behinderter Menschen und dem Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und De mografie festgehalten und
durch den Landesbeirat zur Teilhabe behinder ter Menschen am 11. Mai 2017 beschlossen (https://inklusion.rlp.de/fileadmin/
msagd/Inklusion/Inklusion_Dokumente/Eckpunkte_Nov_LGGBehM.pdf).

In diesen Grundzügen spielt die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen in den Bereichen barrierefreier Bau und Kommu -
nikation eine wesentliche Rolle, um ein gleichberechtigtes Leben frei von Diskriminierungen von Menschen mit Behinderungen
in der Gesellschaft zu ermöglichen. Das Landesbehindertengleichstellungsgesetz soll nach aktuellem Stand im Jahr 2018 in Kraft
treten. Die genaue Terminierung ist aktuell noch nicht konkreter zu spezifizieren, da rechtliche Voraussetzungen mit Blick auf
andere Landesgesetze noch geprüft werden.

Anne Spiegel
Staatsministerin
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Anlage 2

Bestandsaufnahme aller Maßnahmen zur Umsetzung der Strategie Vielfalt
(Stand: Juli 2017)
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